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Die Hemmnisse des freien Verkehrs im Innern des 
Deutschen Zollvereins. 



Von larl Wecke, Finanz-Assessor in Stuttgart. 



Erster Artikel. 

Die Spielkarten- und Salz-Monopole der einzelnen Zollvereins- 
Staaten. 

Gleich in den einleitenden Worten zu dem Grundvertrage 
vom 22. MArz 1833 über die Constituirung des Deutschen Zoll- 
vereins ist die Beförderung der Freiheit des Handels und 
des gewerblichen Verkehrs zwischen den contrahirenden Staaten, 
hiedurch aber zugleich in Deutschland überhaupt, als ein Gegen- 
stand der fortgesetzten Fürsorge der Vereinsregierungen bezeichnet. 
An der Spitze des letztabgeschlossenen Hauptvertrags in Betreff 
der Fortdauer und Erweiterung des Zoll- und Handelsvereins, vom 
4. April 1853, begegnen wir sodann dem ausdrücklichen Aner- 
kenntnisse der wohlthatigen Wirkungen, welche der Verein, den 
bei dessen Gründung gehegten Absichten entsprechend, auf den 
Handel und den gewerblichen Verkehr der daran betheiligten 
Staaten schon geäussert habe. Es wird hierauf die Erwartung 
gebaut, dass nach der nunmehrigen Vergrösserung des Vereins 
und in Folge der hiedurch erreichten abermaligen weiteren Aus- 
dehnung des gegenseitig freien Handels zwischen den einzelnen 
Landen, die Wohlfahrt der Vereinsangehörigen sich immer mehr 
steigern, die allgemeine Handels- und Verkehrsfreiheit in Deutsch- 
land sich mehr und mehr entwickeln werde. 
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In der That sind die Zollschranken, welche vordem die ein- 
zelnen, jetzt im Zollvereine verbundenen Staaten von einander 
geschieden hatten, gefallen; die Erzeugnisse des einen Vereins- 
landes werden, mit wenigen Ausnahmen, frei und ungehindert 
nach jedem andern Zollvereinsstaate versandt. Sobald die tarif- 
mässigen Eingangsabgaben davon entrichtet sind, ist die Bewegung 
der vom Auslande eingeführten Gegenstände durch das ganze 
Vereinsgebiet kaum mehr gehemmt; besonders nachdem die in 
der ersten Zeit noch bestandene Verpflichtung der Frachtführer 
zur Angabe der Kaufmannsgüter bei den gemeinschaftlichen An- 
meldestellen an den Binnengrenzen zwischen den beiden Gebieten 
des vormaligen Preussisch-Hessischen und des Bayerisch-Württem- 
bergischen Vereins, im Falle des Uebergangs aus den einen nach 
den andern Landen, durch den Vertrag vom 8. Mai 1841 auf- 
gehoben worden ist; nachdem ferner die sog. Binnencontrole 
(Art. 36 des vereinbarten Zollgesetzes) wiederholt wesentlich 
modificirt wurde. 

Der Verkehr mit solchen ausservereinsländischen Gegen- 
ständen, auf welchen der Zollanspruch vorerst noch haftend blei- 
ben soll, im Innern des Vereinsgebiets wfrd durch das Institut 
der Begleitscheine überhaupt ermöglicht, zugleich aber auch thun- 
lichst erleichtert, soweit nicht noch die besonderen Begünstigungen 
für die Benützung der Posten und Eisenbahnen hier Platz greifen, 
Begünstigungen, die erst in letzter Zeit wieder manchfache Er- 
weiterungen erfahren haben. Dazu kommt, dass das Niederlage- 
system in Verbindung mit der eben berührten Begleitscheincontrole, 
den weiteren Versandt solcher zollpflichtigen Gegenstände nach 
andern vereinsländischen Plätzen, oder unter Aufhebung jenes 
Zollanspruchs, zurück nach dem Auslande, selbst dann gestattet, 
wenn dieselben vorher längere oder kürzere Zeit unter Aufsicht 
der Zollbehörde in Freihäfen oder Packhöfen an einem Orte des 
Vereins gelagert hatten ; dass dieses System überhaupt die mit der 
Sicherung des Zollgefälls nur irgend verträgliche freie Gebahrung 
mit den Gütern des gebundenen Verkehrs auch vor deren Ver- 
zollung und vor ihrem wirklichen Uebergang in den Consum 
principiell zulässt. 

Weitere Erleichterungen des gegenseitigen Güteraustausches 
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unter den Zollvereinsstaaten haben die verschiedenen Münzconven- 
tionen, die Verabredungen über die Einführung des Zollgewichts 
u. s. w. mit sich gebracht. 

Werden endlich noch die Verkehrsbegünstigungen berück- 
sichtigt, welche über die Grenzen des Zollvereins hinaus, durch 
den Vertrag vom 19. Febr. 1853 gegenüber von Oesterreich, 
durch den Vertrag vom 26. Januar 1856 gegenüber von Bremen 
stipulirt worden sind : so dürfte als erfreuliche Thatsache fest- 
stehen, dass die verbündeten Regierungen ihr Ziel, die Her- 
stellung der allgemeinen Handels- und Verkehrs- 
freiheit in Deutschland, bis auf die jüngste Zeit herab 
verfolgt und nicht aus den Augen verloren haben. 

Gleichwohl lässt sich nicht in Abrede stellen, dass bis zur 
völligen Erreichung dieses Ziels noch manches zu thun übrig 
bleibt. Erinnern wir uns daran, wie in Artikel 18 auch des 
jüngsten Vertrags vom 4. April 1853 immer nur versprochen 
ist, dass die contrahirenden Staaten durch Annahme gleichförmiger 
Grundsätze die Gewerbsamkeit befördern und der Befugniss der 
Unterthanen des einen Staats, in dem andern Arbeit und Erwerb 
zu suchen, möglichst freien Spielraum geben wollen. Erinnern 
wir uns ferner der Chausseegelder, der Schifffahrtsabgaben u. s. w., 
durch welche der Verkehr im Innern mancher Vereinsstaaten noch 
in unliebsamer Weise belastet erscheint. 

Zweck der gegenwärtigen Arbeit ist eine nähere Unter- 
suchung der Hemmnisse , welche der freien Güterbewegung im 
Zollvereine die Staatsmoriopolien der einzelnen Vereins- 
staaten bereiten. Einer folgenden Arbeit bleibt vom gleichen 
Standpunkte aus die Beleuchtung der Uebergangssteuern 
vorbehalten. Ich werde mich dabei bemühen , aus den zur Ver- 
öffentlichung gelangten Vereinbarungen der Zollvereinsregierungen 
und aus den Landesgesetzgebungen der einzelnen Staaten, soweit 
mir die Quellen Sammlungen oder andere Hilfsmittel zugänglich 
sind, das Material möglichst vollständig beizubringen, um dadurch 
die grössere oder geringere Bedeutung jener Hemmnisse eines 
freien Verkehrs genau zu constatiren. Zum Schlüsse werde ich 
alsdann die Wege anzudeuten versuchen, auf denen etwa künftig 

Zeitscir. f. Staatsw. 1861. I. Heft. 10 
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für einen freien Handel und Wandel auch hier Raum geschafft 
werden könnte. 

Vorerst aber sei es mir gestattet, an zwei Beispielen zu 
zeigen, welche Inconvenienzen sich daraus wirklich entwickelt 
haben, dass in den Vereinsverträgen, aus Rücksicht auf die Mono- 
pole und die innern Steuern der einzelnen Staaten, einige Aus- 
nahmen von der doch im Principe anerkannten gegenseitigen 
Verkehrsfreiheit vorbehalten worden sind. Ich wähle diese Bei- 
spiele aus Süddeutschland, weil mir die dortigen Verhältnisse ge- 
läufiger und näher bekannt sind, nicht aber etwa weil derartige 
Zustände den südlichen Zollvereinsstaaten eigenthümliche wären. 

Erstes Beispiel. Die Hohenzollern sehen Lande 
sind bis vor zwei Jahren von Württemberg aus mit Salz 
versehen worden. In Folge von besonderen Verträgen hatte die 
Württembergische Regierung es übernommen, den Salzverkauf 
für die Fürstenthümer ganz in der gleichen Weise, wie im eigenen 
Königreiche, zu organisiren. So konnte denn auch überall im 
Gebiete von beiden Hohenzollern das Pfund Kochsalz zu 3 Kr., 
das Pfund Steinsalz zu 1 '/* Kr. bezogen werden. Für die Steuer, 
welche in diesen Verkaufspreisen mit erhoben wurde, hatte die 
Württembergische Salinenkasse aber seit dem 1. Juli 1836 der 
fürstlichen Regierung von Hohenzollern - Hechingen alljährlich die 
Summe von 7350 11., und der Regierung von Sigmaringen den Be- 
trag von 21,525 fl. zu vergüten. Nachdem die Fürstenthümer 
an die Krone Preussen übergegangen waren, dauerte dieses 
Vertragsverhältniss vorläufig mit der einzigen Modification fort, 
dass die Impostvergütung fortan in Einer Summe von jährlichen 
28,875 fl. an die königlich preussische Regierung in 
Sigmaringen abzulegen war. Der Verkehr zwischen Württemberg 
und den nun preussisch gewordenen Fürstenthümern mit Salz 
blieb nach wie vor ein ganz freier und unbeschränkter. 

Bald nach der Uebernahme der Regierung in den Hohen- 
zollernschen Landen hat jedoch das königlich preussische Gouver- 
nement in der Nähe von Haigerloch auf Steinsalz bohren lassen, 
und es ist gelungen , dort das Steinsalzlager von Stetten zu 
erschliessen , welches eine solche Ausbeute sichert , dass die 
Fürstenthümer damit ihren ganzen Bedarf zu decken vermögen. 
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Die Verträge mit Württemberg wegen der Besalzung der Hohen- 
zollernschen Lande wurden desshalb gekündigt und seit dem 
1. Januar 1859 ist nach dem preussischen Gesetze vom 13. De- 
cember 1858 überhaupt die Einfuhr fremden Salzes nach Hohen- 
zollern verboten '). 

Das zu Stetten gewonnene Salz wird jetzt durch die Salinen- 
Factorei daselbst, sowie durch die an andern Orten errichteten 
Factoreien in der Art verkauft, dass für das Steinsalz in ganzen 
Gebinden 2 fl. 13 1 /» Kr. per 100 Pf. Reingewicht, d. i. l 2 / 6 Kr. 
per Pfund ; — für das Kochsalz aber ein Preis von 4 fl. 24 Kr., 
beziehungsweise von 4 fl. 20Kr. per 100 Pf. in Rechnung kommt, 
wenn das letztere direct bei der Saline und bei der Factorei im 
westlichen Theile des Oberamts Haigerloch in Gebinden von 100 
beziehungsweise von 200 Pfund und mehr genommen wird, wogegen 
ein Preis von 4 fl. 43 '/s Kr. im Falle des Bezugs von den übrigen 
Factoreien des Landes zu bezahlen ist; also 2 s /s — 2 5 /« Kr. 
per Pfund im Engros-Handel. Den Kleinverkauf besorgen die hiezu 
durch die k. Regierung in Sigmaringen besonders concessionirten 
Personen; dabei darf der Preis eines Pfundes Steinsalz nicht über 
den Betrag von l J /2 Kr., der Preis eines Pfundes Kochsalz nicht 
über den Betrag von 3 Kr. gesteigert werden. 

Die Durchfuhr fremden Salzes durch das Gebiet von 
Hohenzollern kann nun seither nur auf Erlaubnissschein 
der Regierung in Sigmaringen erfolgen. Ausserdem ist vorge- 
schrieben, dass das zum Transit bestimmte Salz in gehörig ver- 
schnürten und verbleiten Gefässen verpackt sein müsse und nicht 
mit andern Gegenständen auf Einem Wagen zusammen verladen 
werden solle, ausgenommen etwaige Beiladungen von Nebenpro- 
dukten wie Hallerde, Haalbötzig u. dergl. Weiter sind die Salz- 
fuhren mit Ladscheinen zu begleiten, welche von der Saline 
oder Legstätte, wo das Salz verladen worden, ausgestellt werden, 
und über Zahl und Gewicht der geladenen Colli; über den Tag 

1) Die Hohenzollern'schen Exclaven Wilflingen, Achberg und das 
Condominat Burgau werden noch in der früheren Weise von Württemberg 
aus besalzt. Für die entgehende Salzsteuer erhält die preussische Regie- 
rung in Sigmaringen eine alljährlich nach der Kopfzahl jener Exclaven be- 
messene Vergütung. 

10* 
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der Verladung, über den Bestimmungsort des Salzes u. s. w. die 
näheren Angaben enthalten. Solche Fuhren dürfen nur bestimmte 
Strassen passiren, und unterliegen bei dem Eintritt aus dem frem- 
den Gebiete wie beim Wiederaustritte in dasselbe einer mit Ge- 
bühren verbundenen Controle. Nach der Ankunft am württem- 
bergischen Bestimmungsorte findet eine Revision der Salzfuhr 
durch den Ortssteuerbeamten statt, welch letzterer je nach Befund 
die Uebereinstimmung der Ladung mit den Begleitpapieren auf 
den letzteren zu beurkunden und sodann den Erlaubnissschein an 
die preussische Austrittsstation, den Ladschein aber quartaliter an 
die betreffende württembergische Saline oder Legstätte, bei wel- 
cher das Salz verladen worden, zurückzusenden, oder, in An- 
standsfällen , dem Oberamte zur weiteren Untersuchung Anzeige 
zu machen hat. 

Der Art sind die Beschränkungen des vordem freien Ver- 
kehrs mit Salz zwischen Württemberg und Hohenzollern, seit hier 
eigenes Erzeugniss zum Verkaufe kommt. Diese Beschränkungen 
erscheinen keineswegs geringfügig, da ja schon ein Blick auf 
die Karte zeigt, mit welch langgestreckten Grenzen die kaum 
einen Flächeninhalt von 20 □Meilen bietenden Fürstentümer in 
das Württembergische einschneiden, wie vielfältig also die gegen- 
seitigen Berührungen sein müssen. Wird nun berücksichtigt, 
dass zu Aufrechthaltung des Einfuhrverbots gegen fremdes Salz, 
und zur Sicherung des eigenen Gefälls, neben jenen Controlen 
des Transits, je längs der beiden Grenzen weitere Vorsichts- 
maassregeln sowohl von Preussischer Seite als von der Württem- 
bergischen Regierung zu treffen waren, dass, wenn man so will, 
ein doppelter Cordon gezogen werden musste; so erscheint doch 
die Abnormität dieses Zustandes deutlich vor Augen. In den 
Grenzgegenden sind denn auch bald manchfache Klagen laut ge- 
worden über die lästige Transportcontrole, welche gegen die bis- 
herigen Gewohnheiten Verstösse und den lebhaften Marktverkehr 
einzelner Städte bedrohe. Das Alles aber, während die Salzpreise 
im Detailhandel ganz gleich und auch die Verkaufspreise der 
Salinen selbst kaum differiren ! Musste denn zur wirksamen 
Sicherung der jeder der beiden Staatskassen gebührenden Gefälle 
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gleich das äusserste Mittel, die absolute Absperrang, die Prohi- 
bition angewandt werden? 

Die Antwort hierauf muss ich bis nachher verschieben. 

Zweites Beispiel. Die Krone Bayern besteuert 
den Consum von Braun- und Weiss bi er, von Essig, Brannt- 
wein und Hefe in den Kreisen rechts des Bheins mittelst des 
Malzaufschlags von 50 Kreuzern per bayerische Metze (0,674 
preuss. Scheffel) ungeschrotenen, eingesprengten Malzes und mit- 
telst der Uebergangssteuern von 1 fl. per bayerischen 
Eimer (0,498 preuss. Ohm) Bieres, sowie von 1 fl. 45 Kr. per 
Eimer Branntweines *)• 

Im Königreich Württemberg dagegen besteht eine beson- 
dere Branntweinsteuer neben der Malzsteuer. Mit der 
ersteren sollen alle zur Erzeugung von Branntwein verwendeten 
Rohstoffe, also schliesslich nicht allein, wie in Bayern, der 
mittelst Malz bereitete Branntwein getroffen werden ; auch 
sucht die württembergische Gesetzgebung, indem sie den Steuer- 
satz für den aus dem sonst zollvereinten Auslande übergeführten 
Branntwein je nach den Stärke- und Wärmegraden regulirt, ein 
genaues Verhältniss zwischen der Steuer, welche auf der Berei- 
tung von Branntwein ruht, und zwischen der Uebergangs- 
s teuer herzustellen. Der württembergischen Malzsteuer will 
dagegen nur das zur Bier bereitung bestimmte Malz unter- 
worfen werden. 

Sind hienach in beiden Staaten die Steuerobjecte schon ver- 
schiedene, wenigstens nicht durchaus congruente, so ergeben sich 
weitere Verschiedenheiten, wenn die beiderseitigen Steuersätze 
neben einander gestellt werden. Die württembergische 
Uebergangssteuer vom Branntwein im Betrag von 10 fl. 
40 Kr. per württ. Eimer (2,139 preuss. Ohm) von 50 ° Tralles 
bei 12,44 ° R^aumur ist, auch unter der Voraussetzung gleicher 
Stärke- und Wärmegrade, ungefähr das l'/sfache der in Bayern 
geforderten; die württembergische Malzsteuer von 24 
Kreuzern per württ. Simri (0,403 preuss. Scheffel) ungeschrotenen 



1) Zu vergl. Rivet, über den Malzaufschlag in Bayern — bei Rau, 
Archiv Band V. S. 46 ff. 
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Malzes (ohne Unterscheidung zwischen trockenem und eingespreng- 
tem), und ebenso die württembergischen Uebergangssteuern 
vom Braun bi er mit 3 fl. und vom Weissbier mit 2 fl. per 
Eimer haben dagegen niedrigere Sätze, als die entsprechenden 
bayerischen Abgaben *). 

Die Consequenz der Verschiedenartigkeit dieser beiderseitigen 
Steuern zeigt folgendes : 

Die Bundesfestung Ulm liegt zum Theil auf bayerischem, 
zum Theil auf württembergischem Territorium ; die Donau bildet 
zwischen beiden Staaten die Landes- und die Steuergrenze. So 
kann es kommen, dass Proviantvorräthe der Festung, sofern solche 
der einen oder andern der eben berührten Steuern unterworfen 
sind, einer Uebergangssteuer, auch im Falle einer blossen Trans- 
location vom einen nachdem andern Festungstheil, gesetzlich 
verfallen, und es ist mir nicht bekannt, dass etwa zwischen den 
Regierungen von Bayern und Württemberg ein Uebereinkommen 
bestünde, wonach im angedeuteten Falle die Steuerpflicht der 
Festungsbehörde bezüglich derartiger Consumtionsgegenstände 
modificirt wäre. Auch könnte ich ein solches Abkommen nicht 
wohl mit den begründeten Ansprüchen der beiderseitigen Staats- 
bürger auf eine gleiche Behandlung vor dem Gesetze 
in Einklang bringen, sofern hiebei die bayerischen Bierbrauer 
effectiv durch die Concurrenz der niedriger besteuerten württem- 
bergischen Biere, und sofern andrerseits die Branntweinproducen- 
ten Württembergs durch die weniger in die Steuer gelegten 
bayerischen Spirituosen, wenn auch nur auf dem Markte inner- 
halb des Festungsrayons, benachteiligt erscheinen würden. End- 
lich Hesse sich nur schwer absehen, wie beide Steuervei waltungen, 
bei der Ungleichheit der Steuersysteme und bei dem Mangel 
jeder Vorbedingung für eine Steuer gern ei nschaft, über die 
Theilung der innerhalb der Festung aus den Proviantvorräthen 
der Garnison anfallenden Consumtionssteuern sich verständigen 
sollten. 



1) Gesetz, vom li». September 1852, betreffend die Abgabe vom Brannt- 
wein Art. ■ 1. 12. Gesetz vom 8. April 1856 in Betreff der Malzsteuer. 
Art. 1. 12. 
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Eine Steuergrenze aber inmitten einer deutschen Bundes- 
festung ! Mir ist darüber unwillkürlich das Haus des Dorfschulzen 
Harnisch zu Eiterlein bei Jean Paul eingefallen, und gewiss drängt 
sich jedem die Frage auf, ob denn ein solch »frappanter Jammer« 
fortdauern müsse , ob denn die Entfernung dieser Steuerlinie, 
welche jetzt den Festungsrayon in zwei Lager theilt und unter 
Umständen das Commando in der freien Disposition über die 
Aufbewahrung und Verwendung der Proviantvorräthe für die Gar- 
nison zu hindern droht, für die nächstbetheiligten Regierungen 
wirklich ganz unmöglich sei ? 

Die Antwort hierauf behalte ich dem zweiten Artikel vor. 



Jetzt aber wende ich mich zu dem nächsten Gegenstande 
meiner Arbeit. 

Nach den Artikeln 7 und 8 des Vertrags vom 4. April 1853, 
in Betreff der Fortdauer und Erweiterung des Deutschen Zoll- 
und Handelsvereins, zusammengehalten mit den entsprechenden 
Bestimmungen der früheren Grundverträge dieses Vereins, soll 
zwischen den cont iah ir enden Staaten Freiheit des 
Handels und Verkehrs bestehen. Alle Eingangs- Aus- 
gangs- und Durchgangsabgaben an den Binnengrenzen der ein- 
zelnen Vereinsstaaten sollen aufhören : alle im freien Verkehr des 
einen Staatsgebiets bereits befindlichen Gegenstände frei und 
unbeschwert in die übrigen Vereinsländer eingeführt werden kön- 
nen, mit alleinigem Vorbehalte: 

aj der zu den Staats monopolien gehörigen Gegen- 
stände (Spielkarten und Salz): 

b) der im Innern der contrahirenden Staaten mit einer 
Steuer belegten inländischen Erzeugnisse. 

Als die Ursachen einer ausnahmsweisen Beschränkung des 
Princips der allgemeinen gegenseitigen Verkehrsfreiheit innerhalb 
des Zollvereins erscheinen hienach die S taat sin ono pole und 
die innern Steuern der einzelnen Vereinsstaaten von ihren 
inländischen Erzeugnissen. Die Art und Weise aber 
und zugleich der Grad der hiedurch bewirkten Hemmung des 
freien Handels und Wandels drückt sich bei den ersten namentlich 
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im Einfuhrverbote, bei den zweiten in der Uebergangs- 
s teuer aus. 

Hier haben wir es für jetzt nur mit jenen Monopolen zu 
thun. Die denselben unterliegenden Gegenstände , nämlich eben die 
Spielkarten und das Salz, erscheinen jedoch nicht überall im 
Zollvereine unter dem Rechtstitel und in der Form des 
Monopols besteuert, da und dort sind solche vielmehr auch 
in einer weniger strengen Weise angelegt. 

Zur Vollständigkeit der gegenwärtigen Untersuchung wird 
es aber erforderlich sein , auch diese andern Besteurungsmethoden 
der fraglichen Gegenstände innerhalb des Zollvereins noch zu 
berücksichtigen; und so ergibt es sich von selbst, dass wir uns 
nunmehr mit den Spielkartensteuern und den Salz- 
steuern der einzelnen Vereinsstaaten überhaupt 
zu beschäftigen haben werden. 

1. Die Steuer von den Spielkarten in den einzelnen Zoll- 
Vereinsstaaten. 

Der Artikel 9 des mehr erwähnten Vertrags vom 4. April 1853 
bestimmt, dass es hinsichtlich der Einfuhr von Spielkarten bei den 
in den contrahirenden Staaten bestehenden Verbots- und Be- 
schränkungsgesetzen sein Bewenden behalte. Denjenigen der 
Contrahenten aber, in deren Staaten hinsichtlich der Einfuhr von 
Spielkarten Verbots- oder Beschränkungsgesetze gegenwärtig noch 
nicht bestehen, soll es nach Ziffer 5 des Schlussprotokolls vom 
4. April 1853 unbenommen bleiben, solche Gesetze später zu 
erlassen. 

Diess vorausgeschickt, so werde ich nun zunächst die Ge- 
setzgebung der einzelnen Vereinsstaaten rücksichtltch der 
Besteuerung der Spielkarten in der Ordnung mittheilen, 
dass ich die bezüglichen Einrichtungen derjenigen Staaten voran- 
stelle, in welchen die Einfuhr dieses Artikels vom Auslande, 
das Gebiet je der übrigen Zollvereinsstaaten hier inbegriffen, v e r- 
boten ist. Nur in einem Theile dieser Staaten wird aber der 
Handel mit Spielkarten wirklich als ein Staatsmonopol auf- 
zufassen sein, während die übrigen die Einfuhr von solchen aus dem 
Auslande wohl nur deshalb verbieten, um die Controle ihrer 
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innern Steuer für die Verwaltung zu erleichtern, indem 
sie die Beischaffung von Spielkarten für den einheimischen Bedarf 
ausschiesslich in die Hände der besser zu überwachenden in- 
ländischen Fabriken legen. 

Eine zweite Gruppe bilden sodann diejenigen Vereinsstaaten, 
welche die Einfuhr freigeben. Die Mehrzahl auch dieser 
Staaten erhebt aber doch im Augenblick des Uebergangs der 
Spielkarten an den Detailhändler oder erst vor dem wirklichen 
Verkauf durch diesen an den Consumenten ebenfalls noch eine 
Abgabe. Nur wenige endlich verzichten zur Zeit hierauf 
ganz. Auf jene wie auf die letzteren Staaten findet dann noch 
die Bestimmung der pos. 32 der zweiten Abtheilung des Vereins- 
zolltarifs gleichmässige Anwendung, wornach von den Spielkarten 
jeder Gestalt und Grösse im Fall ihrer Einfuhr aus dem 
nicht zum Zollvereine gehörenden Auslande ein Ein- 
gangszoll von 10 Thlrn. per Centner für Vereinsrechnung, 
also neben der etwaigen internen Abgabe, zur Erhebung zu 
bringen ist. 

Als Monopol wird der Handel mit Spielkarten allein be- 
handelt in Kurhessen, im Gros sherzogthum Sachsen 
und, wie es scheint, auch in Hannover. 

Nach dem Gesetze vom 26. Februar 1841 wegen der 
Stempelsteuer § 80 ff. dürfen in Kurhessen zum Spiele nur 
solche Karten gebraucht werden, welche mit dem kurhessischen 
Stempel bezeichnet sind; der Absatz solcher Karten ist aus- 
schliesslich durch die von der Oberzolldirection dazu beauf- 
tragten Personen dergestalt zu besorgen, dass die Stempelabgabe 
zugleich mit dem Fabrikpreise der Spielkarten zur Erhebung 
gelangt. Der Verkaufspreis für jedes Spiel der gestempelten 
Karten (also der Fabrikpreis einschliesslich der Stempelabgabe) 
ist festgesetzt , je nach der Feinheit des Drucks : 

für Tarokkarten auf 12 und 18 gGr. (15 und 22 V» Sgr.), 
für Whistkarten auf 6, 8 u. 10 gGr. (l l ji r 10 u. 12'/2 Sgr.), 
für THombrekarten auf 5, 6 und 8 gGr. (6 1 /*, 7 1 /* und 

10 Sgr.), 
für Piket- und Mariagekarten, sowie 
für deutsche Karten auf 3 und 5 gGr. (3 3 /* und 6 1 /* Sgr.) 
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Die Wirthe , welche ungestempelte Spielkarten führen , sowie 
ein jeder , welcher dergleichen Karten verkauft oder damit spielt, 
unterliegen , neben dem Verlust der Karten , einer Geldstrafe von 
10 bis 20 Thaler für jedes Spiel. 

Im Grossherzogthum Sachsen- Weimar x ) besteht 
eine Spielkarten-Regie , welche in Gemässheit eines Gesetzes vom 
2. Januar 1834 über das Spielkartenmonopol und den Spielkarten- 
stempel, durch bestimmte Verkaufsstellen die Karten im In- 
lande absetzen lässt. Die Verkaufspreise sind durch grossherzog- 
liche Verordnung vom 20. November 1840 normirt auf 
25 J /2 Sgr. für ein Spiel Tarokkarten, auf 
14 V» Sgr., 12 x /a und 9 Sgr. je nach Verschiedenheit der 
Art und Güte für ein Spiel französischer Karten, 
endlich auf 
IOV2, 6V2 und 4 Sgr. nach Verschiedenheit der Güte für 
ein Spiel deutscher Karten. 
Derjenige , welcher mit dem grossherzoglichen Stempel nicht 
versehene Spielkarten besitzt, soll zufolge des Gesetzes vom 
12. März 1856, nach Befinden der Umstände, neben der Con- 
fiscation der Karten, mit einer Geldstrafe von 1 — 10 Thlr. für 
jedes Spiel belegt werden. 

Von Hannover ist mir nur bekannt, dass dort durch ein 
Gesetz über die Entrichtung der Stempelsteuer vom 4. September 
1844 die Stempelung der Spielkarten und deren Verkauf 
durch die Ste uerrecepturen angeordnet ist. 

Andere Einrichtungen bestehen in denjenigen Staaten, welche 
den Handel mit Spielkarten im Innern frei gegeben haben, 
gleichwohl aber gegen Aussen das Einfuhrverbot fest- 
halten. Hieher gehören Preussen, das Kö nigreich Sach- 



1) Das Grossherzogthum Sachsen bildet ein Glied des thüringischen 
Zoll - und Ilandelsvcrcins , welcher als Ein Ganzes wieder dem deutschen 
Zollverein angehört. Nach Art. 7 des Grundvertrags vom 10. Mai 1833 
wegen Errichtung jenes Vereins ist die Aufrechthaltung des Verbots der 
Einführung von Spielkarten denjenigen Staaten des engeren Verbandes aus- 
drücklich vorbehalten worden, in welchen der Debit derselben zu den 
Staatsmonopolen gehört. Auch soll jeder Regierung, in deren Gebiet dieses 
Monopol noch nicht besteht, unbenommen bleiben, solches einzuführen. 
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sen, Oldenburg, Anhalt-Dessau- Köthen und, wie es 
scheint, Braunschweig '). 

Für Preussen gilt in dieser Hinsicht nach MaassgaDe der 
K. Verordnung vom 16. Juni 1838, betreffend die Freigebung 
der Fabrikation und des Verkaufs der Spielkarten, mit Vorbe- 
halt einer Stempelabgabe, — folgendes: Die Einfuhr von 
Spielkarten aus dem Auslande, einschliesslich der Zollvereins- 
staaten, bleibt verboten. Wegen der Durchfuhr aus- 
ländischer Spielkarten kommen dagegen die zollgesetzlichen Be- 
stimmungen zur Anwendung. 

Der Handel mit Spielkarten, welche im Inlande verfertigt 
worden, und die Fabrikation von solchen ist freigegeben. 
Nur muss sowohl zum Betrieb jenes Handels, als zu dem der 
Fabrikation die obrigkeitliche Erlaubniss eingeholt werden. Die 
Genehmigung zu Errichtung einer Spielkartenfabrik wird aber 
ertheilt, — vorausgesetzt, dass der hiefür gewählte Anlageort 
mehr als 10,000 Einwohner zählt und Sitz eines Hauptzoll- oder 
Hauptsteueramtes ist, — sofern nachgewiesen wird, dass die 
Fabrik die zu einem geordneten Betriebe, sowie zu einer ange- 
messenen Aufsicht und Controle seitens der Steuerverwaltung 
erforderlichen Einrichtungen erhalten solle. Auch hat der Unter- 
nehmer eine Caution von 3 — 5000 Thlr. zu bestellen. Ebenso 
sollen diejenigen Personen auf Ansuchen zum Betrieb des Detail- 
handels mit Spielkarten concessionirt werden können , welche die 
Gewerbesteuer von stehendem Handel entrichten, und an einem 
Orte wohnen, in dem sich ein Zoll- oder Steueramt befindet. 

Beide, sowohl Fabrikanten als Händler , stehen unter fort- 
währender steuerlicher Controle. Sie haben über ihren 
Vertrieb pünktlich Buch zu führen, und unterliegen periodischen 
Revisionen seitens der Steuerbehörde, wobei sie sich unter Um- 
ständen selbst Haussuchungen gefallen zu lassen haben. Insbe- 
sondere hat der Fabrikant noch von den Räumen, in welchen 



1) Zu vergl. P o c h h a m in e r, Jahrbücher der Zollgesetzgebung 1842. 
S. 491. Xäherc Notizen über die dessfallsige Steuergesetzgebung Braun- 
schweigs stehen mir nicht zu Gebot. Auch entbehre ich solcher von An- 
halt-Dessau-Köthen. 
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die Spielkarten angefertigt, auch von denjenigen, in welchen die 
Materialien dazu, wie die fertigen Producte aufbewahrt werden 
sollen, einen Plan vor Beginn seines Betriebs, gleichzeitig mit 
dem Concessionsgesuche dem Finanzministerium zur Genehmigung 
vorzulegen. Jede beabsichtigte Veränderung in jener Einrich- 
tungen ist gleichfalls der Genehmigung dieser Behörde zu unter- 
stellen. Ebenso hat der Händler der Steuerbehörde die Bäume 
zuvor anzuzeigen, in denen er die Karten aufbewahren und deren 
Verkauf betreiben will. 

Vor dem Anfange jeden Monats ist der Fabrikinhaber ge- 
halten, eine verbindliche *) Declaration über den im Laufe 
des nächsten Monats stattfindenden Fabrikationsbetrieb in doppelter 
Ausfertigung abzugeben, wovon das eine Exemplar, mit dem 
Visa des Hauptamtes versehen, an den Fabrikanten zurückgeht, 
damit dieser solches während des betreffenden Betriebsmonats 
stets beihanden behalte. Nach der Instruction vom 25. August 
1838 soll diese Declaration umfassen: Gattung und Zahl der 
Spielkarten , die Zeiten des Bedrückens , Zusammenleimens , Glät- 
tens und des Zerschneidens der Kartenbogen, des Sortirens der 
Blätter und des Einschiagens der Spiele, wie auch deren Zahl; 
endlich soll darin noch Raum für die Einträge der revidirenden 
Steuerbeamten gelassen sein. 

Die gefertigten Spielkarten müssen in vorschriftsmässigen 
Umschlägen eingeschlagen, periodisch zur Revision gestellt 
werden. Gleichzeitig ist dem Hauptamte anzumelden, welche 
Anzahl von Spielen jeder Gattung zum inländischen Absätze, 
welche zum Absätze in das Ausland bestimmt, über welche Zahl 
endlich die weitere Verfügung noch vorbehalten werden will. 

Die zum inländischen Absätze bestimmten Spiele ge- 
langen, behufs der Stempelung, welche auf dem Coeur- Ass 
angebracht wird, an das Hauptamt. Der Stempel enthält unter 
dem Adler die Angabe des Steuerbetrags, sowie das Zeichen 
des betreffenden Hauptamtes. Die Abgabe beträgt: 

1) In welcher Art das gesetzliche Erfordernis.? einer verbindlichen 
Declaration am zweckmässigsten zur Ausführung gebracht werden kann, 
soll nach der Instruction vom 25. August 1838 auf die erst noch zu ma- 
chenden Erfahrungen ausgesetzt bleiben. 



im Innern des deutschen Zollvereins. 157 

8 Sgr. für das Spiel Tarokkarten und französische Karten 
zu 52 Blättern , beziehungsweise auch für ein l'Hombre- 
spiel; und 
3 Sgr. für französische Karten zu 32 Blattern (Piquet- 
karten), für deutsche Karten und Traplierkarten. 

Für die Abführung der Steuer können den Fabrikinhabern 
angemessene, auf den wirklichen Absatz berechnete Fristen, gegen 
Sicherheitsbestellung bewilligt werden. Steuer -Erlasse oder 
Steuerrückvergütungen finden nur ausnahmsweise statt. 

Sollen die gestempelten Spielkarten aus dem einen Theile 
des Königreichs durch das Gebiet eines der übrigen Vereins- 
staaten nach andern Theilen Preussens versendet werden, so 
sind solche auf Uebergangsschein abzufertigen. Der gleichen 
Controle unterliegen die nach dem Auslande bestimmten unge- 
stempelten Spielkarten (Circularrescript vom 10. Juli 1844). Nach 
andern Zollvereinsstaaten wird jedoch die Versendung von Spiel- 
karten nur gestattet, so weit in diese fremde Karten überhaupt 
eingeführt werden dürfen. 

Diejenigen Spiele endlich, über welche der Fabrikinhaber sich' 
die weitereVerfügung vorbehalten will, werden unverpackt 
unter Verschluss des Hauptamts genommen, bis solche, sei es 
zum Absatz in das Inland oder zum Versandte nach auswärts, 
abgemeldet werden. 

Weitere Controlen bestehen darin, dass von jeder Sorte 
Spielkarten, welche in einer Fabrik gefertigt worden, ein Muster- 
spiel bei dem Hauptamte niedergelegt werden soll, dass jedes 
Spiel mit dem Fabrikzeichen (wenigstens dein Namen und Wohn- 
ort des Fabrikanten), welches auf dem Treffbuben, beziehungs- 
weise , bei deutschen und Traplierkarten , dem Coeurdaus aufge- 
druckt werden soll, sowie mit einem bestimmten Umschlage zu 
versehen ist, der die Kartengattung, und ebenfalls den Namen 
und Wohnort des Fabrikanten angibt, auch eine Oeffnung für den 
Stempel lassen muss. Die Ausschussblätter werden durch Ein- 
schnitte in der Mitte unbrauchbar gemacht; die überzähligen 
Blätter aber gesammelt und unter Verschluss genommen. Während 
die Wahl der Form und Güte der Karten, wie die Bestimmung 
des Fabrikpreises dem Fabrikanten überlassen bleibt und nur die 
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Bilder der Censur unterliegen, ist im Interesse der Steuersicher- 
heit angeordnet, dass die Mussirung der Rückseite bei den fran- 
zösischen Karten zu 32 Blättern von denen zu 52 Blättern in 
leicht erkennbarer Form verschieden sein soll. 

Der Detailhandel mit Spielkarten (unter einem Dutzend 
Spiele jeder Gattung) ist den Fabrikanten verboten; die letzteren 
dürfen solche überhaupt (im Inlande) nur an Personen verkaufen, 
welche zum Detailhandel concessionirt sind. 

Diese Bestimmungen werden ergänzt durch eine Reihe von 
Strafandrohungen. Wer Spielkarten vom Auslande einbringt, 
ausländische oder inländische ungestempelte Karten vertheilt, in 
Gewahrsam hat oder damit spielt , verfällt für jedes Spiel in eine 
Strafe von 10 Thlrn., neben der Confiscation der Karten. Gast- 
wirthe, Kaffeeschänker und andere Personen, welche Gäste halten, 
verfallen in dieselbe Strafe , wenn in ihren Häusern oder Localen 
mit ungestempelten Karten gespielt worden ist , und sie nicht nach- 
weisen können, dass diess ohne ihr Wissen geschehen. 

Für den Fall des unerlaubten Betriebs einer Karten - 
fabrik oder des Beginns der Fabrikation vor der vorgeschrie- 
benen Anzeige bei dem Hauptamte ist, neben der Confiscation 
der Geräthe , Materialien und der bereits verfertigten oder in der 
Anfertigung begriffenen Spielkarten , eine Geldstrafe von 500 Thlrn. 
angedroht, welche sich um weitere 10 Thlr. für jedes Spiel er- 
höht, das über 50 bereits angefertigt worden. Die gleiche Strafe 
ist gesetzt auf den Betrieb der Fabrikation in andern als den 
dazu bezeichneten Räumen, auf die unvollständige Stellung der 
in einer bestimmten Betriebsperiode angefertigten Karten zur Re- 
vision, auf die unbefugte Entfernung von Spielkarten aus dem 
Steuerverschlusse. 

Der unbefugte Handel mit neuen und jedes öffentliche 
Feilbieten von bereits gebrauchten Spielkarten wird mit Confis- 
cation der Vorräthe und mit einer Geldstrafe von 10 bis 50 Thlr. 
an sich schon belegt. Die gleiche Strafe steht auf der Entfer- 
nung überzähliger Karten aus der Fabrik oder der Auschussblätter, 
bevor solche unbrauchbar gemacht worden. Finden sich bei einem 
Händler ungestempelte Karten, so verfällt er in eine Geldbusse 
von 200 Thlrn., und wenn mehr als 20 Spiele vorgefunden 
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werden, so wird die Strafe für jedes weitere Spiel um 10 Thlr. 
verschärft. Ausserdem verliert er seine etwaige Concession zum 
Detailhandel mit Spielkarten ') 

Die Erhebung einer Abgabe von den Spielkarten im König- 
reich Sachsen beruht auf dem Stempelgesetz vom 11. Januar 
1819. Das Verbot der Einfuhr von solchen dahin erfolgte jedoch 
erst nach dem Beitritte Sachsens zum Zollverein durch die Be- 
kanntmachung des Finanzministeriums vom 31. Mai 1834, nach 
welcher »diese Maassregel für um so unbedenklicher erachtet wurde, 
als sie zum Vortheil der Königl. Sächsischen Spielkartenfabriken 
gereiche und von diesen dergleichen Fabrikate in einer Beschaf- 
fenheit geliefert werden, dass sie die ausländischen entbehrlich 
machen.« 

Dem Stempel ist im Königreich Sachsen jedes Spiel unter- 
worfen , das im Inlande verkauft oder sonst auf irgend eine Weise 
abgelassen wird. Von den unterm 25. Februar 1834 getroffenen 
Anordnungen zu Sicherung der Stempelabgabe ist hervorzuheben, 
dass die Kartenfabrikanten verpflichtet werden, am Ende jeden 



1) Wegen des preussischen Spielkartenstempels ist noch weiter zu 
vergleichen Schmidt, Kommentar zu den K. preussischen Stempelgesetzen 
2. Aufl. 1855. S. 109 — 118. Schon aus dem oben Mitgeteilten aber dürfte 
hervorgehen, dass die preussischen Controlevorschriften den französischen 
Bestimmungen über die Erhebung der Abgabe von den Spielkarten [bei 
Hock, die Finanzverwaltung Frankreichs. S. 407 ff.) an Strenge wie 
an Präcision wenig nachgeben. Von den letzteren wäre nur noch die 
eigenthümliche Einrichtung zu erwähnen , dass in Frankreich der Staat 
selbst zu den kleineren Spielen von 40 Karten und weniger das bedruckte 
Papier liefert und hiefür , neben der eigentlichen Abgabe von 25 cent. per 
Spiel , noch einen hohen Preis berechnet , während für die Spiele von 
mehr als 40 Karten oder von Karten in einer für Frankreich neuen Form 
die Steuerverwaltung wenigstens die Druckmodeln in Verwahrung hat , so 
dass sich der Fabrikant derselben nur mit Wissen und in Gegenwart der 
Steuerbeamten bedienen kann. Die letzteren Kartenspiele bezahlen dann 
eine Abgabe von 40 Cent. Der Ertrag der Spielkartensteuer wird in Frank- 
reich auf jährlich 1,120,000 Francs geschätzt, neben der Vergütung von 
150,000 Francs für das vom Staat gelieferte Papier. Die preussische Steuer 
von den Spielkarten soll dagegen nach v. Reden (Finanzstatistik II. 2. 
S. 316) im Jahr 1849 101,576 Thlr. oder 2,7> °/o des Ertrags der sämmt- 
lichen Stempelabgaben abgeworfen haben. 
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Monats ein auf diesen Termin abzuschliessendes Lagerbe- 
standsverzeichniss der betreffenden Steuerbehörde (Kreis- 
impost-Einnahme , später Bezirkssteuer - Einnahme) einzureichen, 
welche sich alsdann dessen sorgfältiger Prüfung zu unterziehen, 
auch auf dessen Grund Revisionen vorzunehmen hat. 

Nach dem Gesetz vom 13. August 1850, ausserordentliche 
Zuschlage zur Stempelsteuer betreffend, sind die Spielkarten im 
Königreich Sachsen jetzt folgenden Steuersätzen unterworfen : 

eine Tarokkarte bezahlt .... 15 Ngr. (per Spiel); 
eine französische Karte .... 10 „ ,, „ ; 
eine deutsche oder nach Art der 
deutschen gefertigte italienische 

Karte aber 5 „ „ ,> . 

Sollten noch andere Spielkarten, als die hier bezeichneten, 
in Gebrauch kommen, so würden sie dem zweiten Satze unter- 
worfen. 

Was Oldenburg betrifft, so ist dort die Einfuhr von 
Spielkarten nach einer Bekanntmachung vom 22. März 1837 
verboten und weiter angeordnet, dass Versendungen von solchen 
nur an die Stempelbureaus auf deren Erlaubnissscheine behufs 
der Stempelung stattfinden dürfen, der Besitz ungestempelter 
Karten aber strafbar sein soll. 

Nach dem oben Bemerkten bilden sodann die zweite Haupt- 
gruppe diejenigen Zollvereinsstaaten, welche Spielkarten aus den 
übrigen Staaten des Zollvereins, wie auoh von dem Vereinsaus- 
lande ') einlassen und solche in ihren betreffenden Staatsge- 
bieten den eigenen Erzeugnissen in der Besteurung gleich behan- 
deln. Die Mehrzahl dieser Staaten erhebt davon ebenfalls eine 
durch den Stempelaufdruck liquidirte Steuer. So Bayern, 



1) Die Einfuhr von Spielkarten für den Consum des Zollvereins über- 
haupt hat nach Dieterici's statistischen Uebersichten (5te Fortsetzung 
S. 808) in den Jahren 1851 und 1852 jährlich je 1 Ctr. betragen. Auch 
im Jahr 1858 hatte sie sich nur auf 2 Ctr. belaufen (Statistische Ueber- 
sichten über den Waarenverkehr und Zollertrag im deutschen Zollverein 
für das Jahr 1858. Erste Abtheilung. S. 208). Die Ausfuhr dagegen war 
im Jahr 1858 1073 Ctr. (namentlich aus Preussen, Hannover und Bayern) 
a. a. 0. S. 490. 
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Württemberg, das Grossherzogthum Hessen, die 
Staaten des Thüringischen Vereins (mit Ausnahme der schon 
genannten) Nassau, Frankfurt, Lippe, Pyrmont u. s. w. 
Die Steuererhebung fällt in allen diesen Staaten bald mit dem 
Akt des Uebergangs der Spielkarten aus den Händen des Fabri- 
kanten oder des Detailhändlers in die des wirklichen Con- 
sumenten zusammen, bald wird dort die Stemplung schon 
sofort verlangt, wenn die Karte von dem Fabrikanten über- 
haupt auf den Markt gebracht wird. Für die Versendungen 
von Spielkarten von und nach den zum Vereine gehörigen Ländern 
ist ferner entweder die Abfertigung auf Begleitschein, oder jetzt 
häufiger die Uebergangsscheincontrole , in einigen Staaten auch 
gar keine weitere Controle vorgeschrieben. 

Ich berühre hier nur die in Württemberg erlassenen Be- 
stimmungen etwas ausführlicher. Die dortige Abgabe von den 
Spielkarten beruht auf dem Sportelgesetz vom 23. Juni 1828 
Art. 46 und auf dem Anhange zu dem dazu gehörigen Sportel- 
tarife. Darnach ist zu entrichten von den Spielkarten, insofern 
sie im Lande abgesetzt werden, eine Steuer von 
12 kr. für jedes Tarokspiel, und von 
6 kr. für andere Karten: 
demgemäss also bei dem sogenannten Gaigelspiel von jedem 
ler zwei dazu erforderlichen Kartenspiele ein Betrag von 6 kr. 
:Erlass des Steuercollegiums vom 17. Juni 1856.) Die Sportel- 
srhebung wird mit einer Stemplung zu Sicherstellung des Bezugs 
verbunden. 

Nach Art. 48 des genannten Gesetzes wird der Verkauf 
t;ines ungestempelten Kartenspiels mit 2 fl. und die Anschaffung 
eines solchen mit 1 fl. bestraft, ohne Unterschied, ob der Ver- 
käufer, beziehungsweise der Käufer ein Kartenfabrikant, Kauf- 
mann, Händler, Wirth oder sonstiger Private ist. Hienach be- 
gründet also der Besitz ungestempelter Spielkarten überhaupt, 
wenn sie nicht eigenes Fabrikat sind, schon die Einleitung des 
Strafverfahrens. Wollen daher inländische Fabrikanten die von 
ihnen gefertigten Spielkarten verkaufen, so haben sie, vorgängig 
dieser Handlung, die Stemplung zu verlangen und die Steuer zu 
entrichten. Ebenso ist von inländischen Händlern oder Privaten, 

Zeitschr. t. Staatsw. 1861. I. Heft. 1 1 
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welche vom Auslande Spielkarten beziehen, die Einleitung zu 
treffen, dass die letzteren zunächst an das Kameralamt ihres 
Wohnsitzes adressirt werden, durch dessen Vermittlung alsdann, 
nach vorheriger Hinterlegung des Steuerbetrags , die Abstemplung 
der Karten portofrei bei dem Kameralamt Stuttgart besorgt wird. 

Directe Versendungen der Fabrikate württembergischer Spiel- 
kartenfabriken nach dem Auslande unterliegen keinem Anstände und 
bedarf es hiefür auch keiner weitern besonderen Controle , falls 
eine solche nicht in dem Staate des Bezugsortes gefordert würde. 

Baden und Luxemburg endlich erheben weder von den 
in ihren eigenen Landen angefertigten , noch von denjenigen Spiel- 
karten eine Abgabe, welche aus den zum Zollvereine gehörigen 
Staaten dahin eingeführt werden ')• 



So viel über die Gesetzgebung der einzelnen Staaten des 
deutschen Zollvereins hinsichtlich ihrer Besteurung der Spiel- 
karten. In wie weit wird nun durch alle diese Einrichtungen 
der freie Verkehr im Innern des Vereins wirklich gehemmt , und 
eventuell, wie werden sich die Hemmnisse etwa beseitigen lassen? 

Wie gezeigt, so hat eine grössere Zahl von Vereinsstaaten 
die Einfuhr von.Spielkarten überhaupt verboten, und zwar 
nicht bloss diejenigen, in welchen der Spielkartenverkauf zum 
Monopol der Regierung erklärt ist, wo also im Monopolpreise die 
Spielkartensteuer zur Erhebung gelangt ; sondern es ist diess auch 
seitens einer grösseren Zahl solcher Staaten geschehen , in wel- 
chen die Spielkartenfabrikation und der Handel mit Karten prin- 
cipiell frei sind. Und auch von den übrigen Zollvereinsstaaten, 
welche die Erlassung von Einfuhrverboten gegen fremde Spiel- 
karten nicht für nöthig hielten, hat doch der eine oder andere 
geglaubt, die Einfuhr und den Versandt von Spielkarten 



1) Von den übrigen oben nicht berührten kleineren Staaten des Zoll- 
vereins fehlen mir die nöthigen Notizen bezüglich der dortigen Besteurung 
der Spielkarten. Oesterreich aber hat den Spielkartenstempel eben- 
falls (Dessäry, österreichische Finanzgesetzkunde. 1855. S. 142), ferner 
Bremen, auch Hamburg (Beiträge zur Statistik Hamburgs. 1854. 
S. 160). 
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nur unter besonderen Controlen gestatten zu dürfen. 
Der Verkehr mit Spielkarten im Innern des Zollvereins erscheint 
daher allerdings mehrfach absolut gehemmt, mehrfach auch an 
lästige Bedingungen geknüpft. 

Nun muss zugegeben werden, dass die Spielkarten ein Ar- 
tikel sind, der neben den Gegenständen des grossen Verkehrs 
kaum in Betracht kommt; und es könnte daher scheinen, dass 
es für den Verkehr im Ganzen von wenig Belang sei, ob der 
Transport von solchen über die eine oder die andere Grenze ver- 
boten oder erschwert, oder ob er frei ist. Diese letztere Auf- 
fassung vermöchte ich aber doch nicht ganz zu theilen. So lange 
ein Steuersystem überhaupt noch Prohibitionen kennt, so lange 
in einem Staate noch Vorschriften gelten , vermöge deren gewisse 
steuerpflichtige Gegenstände nur unter besonderen Controlen dahin 
eintreten oder durch dessen Gebiet transitiren dürfen: so lange 
ist der Verkehr über die Grenzen und innerhalb dieses Staats, 
nicht bloss bezüglich der zunächst in Frage stehenden Artikel, 
sondern er ist überhaupt kein freier. Wie wollen denn jene 
Prohibitionen wirksam aufrecht erhalten, wie sollen die Controlen 
zu Sicherung der betreffenden Steuergefälle mit Nachdruck überall 
durchgeführt und gehandhabt werden; wenn es nicht in die Be- 
fugniss der Steuerbehörden gelegt wird, nöthigenfalls d. h. zu 
Verfolgung von Steuerhinterziehungen, ja unter Umständen auch 
wegen blossen Verdachts einer Umgehung der Steuergesetze, 
störend in den Handel und Wandel, namentlich in den Betrieb 
der Transportgewerbe überhaupt einzugreifen? Und diess ganz 
ebenso in dem Falle, wenn die Zahl der prohibirten oder con- 
trolepflichtigen Gegenstände nur eine kleine, wie wenn sie eine 
grössere ist. 

Zwar wird selbstverständlich mit der Abnahme der Zahl 
solcher Artikel die Bewegung an den Grenzen, wie im Innern 
der Staaten eine freiere. Immer seltener werden auch die Steuer- 
behörden in den Fall kommen, jene fatale Befugniss ausüben 
zu müssen und ausüben zu können — schon weil es ihnen 
schliesslich an den erforderlichen Organen hiezu fehlen wird, 
deren Bezahlung sich ja wegen einiger wenigen Artikel, welche 
noch zu überwachen blieben , gar nicht mehr lohnen würde. Das 

11* 
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Recht an sich aber, in der gedachten Weise den Güterverkehr 
überhaupt zu unterbrechen und aufzuhalten, muss der Steuerbe- 
hörde gewahrt bleiben, solange derartige Steuergesetze noch 
bestehen; und die Gefahr, dass die Behörde von diesem Rechte 
Gebrauch zu machen dann und wann genöthigt sein könnte , ist 
daher insolange für das verkehrtreibende Publikum immer vor- 
handen. 

Ist es freilich einmal so weit gekommen, dass die Controle 
desshalb eine laxere werden musste, weil die Organe zu deren 
Handhabung nach und nach aus dem angedeuteten Grunde seltener 
geworden sind, dann erscheint ein solcher Rest eines früheren 
Steuersystems überhaupt nicht mehr haltbar. Denn die Erfahrung 
lehrt, dass bei allen indirecten Steuern auf einen sicheren An- 
fall der ganzen Abgabe nur bei einer möglichst geschlossenen 
Controle annähernd gerechnet werden darf, dass Prohibitionen 
nur da überhaupt Bedeutung haben, wo sie durch eine conse- 
quent durchgeführte Grenzbewachung unterstützt werden. Treffen 
diese Voraussetzungen nicht zu, ist die Grenzbewachung eine 
ungenügende , die Controle keine erschöpfende , so werden Defrau- 
dationen und Schmuggelversuche immer die unvermeidliche Folge 
sein , durch welche alsdann nicht allein der Fiscus , sondern auch 
die redlichen Steuercontribuenten in Schaden kommen. 

Bei den Spielkarten insbesondere ist hiebei noch weiter zu 
berücksichtigen, dass sie kein Masseartikel sind und auch im 
Falle ihres Versandts keineswegs an eine bestimmte, leicht er- 
kennbare Verpackungsform gebunden erscheinen , so dass es 
immer leicht thunlich bliebe, dieselben im innern Verkehr und 
auch beim Uebergange über eine nicht überhaupt geschlossene 
Grenze der Aufsicht der Steuerbehörde zu entziehen. 

Aus diesen Gründen glaube ich mich, fast ebenso sehr im 
Interesse der Verkehrsfreiheit, als im Hinblick auf die angedeutete 
geringe Wahrscheinlichkeit einer vollständigen Durchführung des 
Steuersystems, dahin aussprechen zu dürfen, dass die Vereins- 
regierungen die Aufhebung der Einfuhrverbote, welche zur Zeit 
noch in einzelnen Staaten gegenüber von den übrigen Zollver- 
bündeten bestehen, und die Zurückziehung der verschiedenen 
Controlebestimmungen hinsichtlich des innern Versandts solcher 
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Karten ernstlich in Erwägung ziehen sollten. Vor fast zwanzig 
Jahren ist schon einmal auf einer Generalconferenz ein ähnlicher 
Antrag eingebracht, aber damals bei der geringen Geneigtheit 
einzelner Regieningen , hierauf einzugehen , bei Seite gelegt wor- 
den. Inzwischen hat sich das Verkehrsleben auch im deutschen 
Zollvereine ausserordentlich entwickelt; vielleicht dass die jetzige 
Zeit für die abermalige Anregung dieser Frage die geeig- 
nete wäre. 

Nach der Aufhebung jener Einfuhrverbote gegenüber von 
andern Zollvereinsstaaten und nach der Zurückziehung oder wenig- 
stens nach einer Modification der Controlebestimmungen für den 
internen Versandt von Spielkarten müssten freilich manche der 
oben geschilderten Einrichtungen geändert werden. Ein Neben- 
einanderbestehen verschiedener Steuersätze und verschiedener Er- 
hebungsformen in den einzelnen Staaten des Vereins liesse sich 
auch dann wohl denken, so gut als z. B. Württemberg gegen- 
wärtig ohne allen Abschluss gegen aussen den eigenen Consum 
von Spielkarten besteuert, während Baden gar keine Spielkarten- 
abgabe hat. Nur fragt es sich, ob dort überhaupt auch die 
sämmtlichen wirklich zum Spiele benützten Karten gestempelt sind. 
Auch machen Anordnungen, wie die oben näher beschriebenen 
gesetzlichen Einrichtungen dieses Landes bezüglich der Spiel- 
kartensteuer , den Eindruck von halben Maassregeln, welche ich 
nicht als ein Vorbild für andere Staaten aufstellen möchte. 

Dagegen wäre ein Vorschlag, welcher wohl eher ernstlich 
gemacht werden könnte, der: für den ganzen Zollverein eine 
einzige gemeinschaftliche Spielka rte nsteuer einzu- 
führen, als Nachweis der Steuertilgung einen gemeinschaftlichen 
Stempel anzuerkennen, und dieser Vereinssteuer und der Ab- 
stemplung gleich an der Zollvereinsgränze auch die für den 
Consum des Zollvereins bestimmten fremden Spielkarten zu unter- 
werfen. Die Ueberwachung der Spielkartenfabriken und über- 
haupt die Controlirung der innern Steuer könnte alsdann unge- 
fähr nach Maassgabe der in Preussen bestehenden Einrichtungen 
geordnet werden, welche wenigstens das für sich haben, dass 
sie consequent gedacht sind. 

Nun besteht allerdings in den Landesgesetzgebungen häufig 
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ein Zusammenhang zwischen der Steuer von den Spielkarten und 
zwischen andern Stempelabgaben, Sportein u. s. w. Diese Co- 
härenz ist aber nur eine äusserliche , wie sich gleich zeigt, wenn 
man Stempelpapier, gestempelte kaufmännische Wechsel und 
Spielkarten , Kalender , Zeitungen u. s. w. , kurz was da und dort 
alles gestempelt wird, neben einander aufführt. Der Stempel ist 
seiner innern Natur nach nichts anderes, als Eine Form des 
Nachweises, dass eine Steuer bezahlt worden, also mit an- 
dern Worten eine Steuerquittung. Hienach hätte es wohl keine 
besonderen Schwierigkeiten, die Spielkartensteuer aus den pri- 
vativen Steuersystemen zu entfernen, um eine Vereinsabgabe aus 
den Spielkarten dagegen einzuführen. 

Allein nach meiner Ansicht könnten die Vereinsregierungen 
unbedenklich noch einen Schritt weiter gehen. Der preussische 
Kartenstempel trägt jährlich trotz des grossartigen Apparats, welcher 
ihn umgibt, wenig mehr als 100,000 Thlr., die französische 
Abgabe von den Spielkarten wirft alljährlich nur P/s Mill. Fr. 
ab: welcher Ertrag liesse sich da wohl für jene Vereinssteuer 
erwarten? Gewiss ein unbedeutender, besonders wenn dabei 
noch bedacht wird, welch lästige Controlen für die Fabrikanten 
und für die Händler im ganzen Vereine eingeführt werden 
müssten, um wenigstens beiläufig Steuerhinterziehungen vorzu- 
beugen. 

Ich möchte daher zu einem Verzicht auf die Spielkarten- 
steuer überhaupt rathen. Wie alle Aufwands steuern bringt 
diese Abgabe wenig ein, erfordert dagegen vielfache Controle- 
einrichtungen , die gerade hier erst nicht vollständig sichern, weil 
die Kreise, in denen der Aufwand stattfindet, den Steueroffi- 
cianten nicht überall zugänglich gemacht werden können. 

Man wende mir nicht ein, dass die Spielkartensteuer zugleich 
eine polizeiliche Maassregel sei, mit welcher bezweckt werde, 
dem Ueberhandnehmen einer gesellschaftlichen Unterhaltung zu 
steuern, deren Folgen sich bisweilen auch im öconomischen und 
moralischen Ruin einzelner äussern. Welche Bewandtniss es mit 
dieser polizeilichen Seite der fraglichen Abgabe wirklich hat, 
zeigen diejenigen Staaten, welche, neben der Besteurung der 
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Spielkarten, selbst aus dem Lotto oder aus den mit Spielbanken 
ausgestatteten Bädern erheblichen Gewinn ziehen. 

Die fiskalischen Einbussen der einzelnen Vereinsstaaten 
bei einem Verzichte auf die Abgabe von den Spielkarten endlich 
wären wohl an und für sich schon leicht zu verschmerzen. Sie 
würden aber gewiss reichlich ersetzt , wenn jener Verzicht gleich- 
zeitig mit der Einführung einer Gemeinschaft bezüglich der nun 
weiter zu besprechenden Steuern erfolgen würde. 

2. Die Steuer vom Salze in den einzelnen Zollvereinsstaaten. 

Während nach dem bisher Angeführten das Object der Steuer 
von den Spielkarten ein Gegenstand bildet, welcher an und für 
sich betrachtet keine andere Bestimmung hat , für den man keine 
andere Verwendung kennt, denn dass er als das Mittel für eine 
gesellige Unterhaltung diene: haben wir es bei der Steuer vom 
Salze mit einem zum Lebensunterhalte für Menschen und Vieh 
fast unentbehrlichen Gute zu thun. Mussten wir daher in der 
Abgabe von den Spielkarten, wie sie zur Zeit noch da 
und dort im Zollvereine besteht, lediglich die Besteurung eines 
Aufwandes, also eine Luxussteuer erkennen, mit allen Män- 
geln einer solchen; so erscheint uns dagegen die Abgabe vom 
Salze in Wahrheit als eine Verzehr ungss teuer, welche 
sich der Mahl- und Schlachtaccise unmittelbar anreiht, übrigens 
in der Regel einen weit höhern Ertrag als die beiden letzteren 
abwirft, und jedenfalls wegen ihres nicht gering anzuschlagenden 
Beitrags zum Budget, da wo sie besteht, im Augenblick kaum 
ganz entbehrt werden könnte. 

Auch hier betrachte ich es als meine Aufgabe, zunächst in 
den unter den Zollvereinsregierungen getroiFenen Vereinbarungen 
und in den Landesgesetzgebungen der einzelnen Staaten die 
Hemmnisse aufzusuchen und übersichtlich darzulegen , welche 
mit Rücksicht auf die Salzgefälle der letzteren, dem freien Ver- 
kehr innerhalb des Vereinsgebiets bereitet sind. Dabei muss ich 
aber etwas weiter ausholen. 

Als eines der ersten Lebensbedürfnisse nimmt das Salz unter 
den Gegenständen des grossen Verkehrs unstreitig einen 
bedeutenderen Rang ein. Störungen, Hemmnisse der freien Be- 
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wegung im Verkehre mit diesem Artikel müssen sich daher noch 
in einem weit grösseren Umkreise fühlbar machen, als die Con- 
trolemaassregeln und die Einfuhrverbote, unter denen wir den 
Spielkartenhandel im Zollvereine beschränkt gefunden haben. Weit 
mehr als die Belästigungen des letzteren werden daher die Hemm- 
nisse, welche sich dem freien Salzhandel von Land zu Land, 
vom einen Vereinsstaat zum andern in Folge der Steuergesetz- 
gebungen der letzteren in den Weg legen, eine nachtheilige 
Rückwirkung auf die naturwüchsige Entwicklung und Entfaltung 
des Zwischenverkehrs überhaupt äussern. 

Der Erdkörper birgt das Salz nicht überall in seinem Innern ; 
nur einzelne Formationen führen solches in grösseren Ablage- 
rungen und auch die Salzquellen erscheinen vorzugsweise an 
bestimmte Erdschichten gebunden. Sehen wir uns in dem zoll- 
vereinten Deutschland desshalb etwas näher um, so finden wir 
mächtigere Steinsalzlager vornehmlich nur in der Zechstein- 
formation und in der Triasgruppe. 

Auf dem Zechsteine obenauf liegt das erst vor kürzerer 
Zeit für den bergmännischen Abbau erschlossene Steinsalzwerk 
zu Stassfurth, preussischen Regierungsbezirks Magdeburg, und 
derselben Formation gehören an die mit Bohrlöchern erreichten 
Salzlager bei Gera (Reuss - Schleitz) , bei Frankenhausen (am 
Fusse des KyfThäusers in Schwarzburg-Rudolstadt , unterer Herr- 
schaft), bei Artern an der Unstrut (preussischen Regierungsbe- 
zirks Merseburg) und, westlich vom thüringer Walde, die sachsen- 
meiningen'sche Saline bei Salzungen an der Werra, wie, weiter 
südlich, die Saline von Kissingen in Unterfranken. 

In der Formation des bunten Sandsteins sind die 
mittelst Sinkwerken ausgelaugten mächtigen Gruben von Berchtes- 
gaden in Oberbayern erschlossen; in derselben Formation liegt 
das Steinsalz von Schöningen (Braunschweig), von Elmen bei 
Schönebeck (Kreis Kalbe in Preussen) und das bei Sülbeck in 
Hannover. 

Besonders reichhaltig an Steinsalz aber ist der Muschel- 
kalk. Dahin gehören die württeinbergischen Werke bei Rotten- 
münster und Schwenningen (die Saline Wilhelmshall), sowie das 
Salzwerk in Sulz, und die denselben benachbarten Salinen zu 
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Dürrheim in Baden und zu Stetten in Hohenzollern , am östlichen 
Abhänge des Schwarzwalds. Dahin gehören die Salzlager am 
unteren Neckar, welche in jüngster Zeit zu Friedrichshall bei 
Jagstfeid für den bergmännischen Betrieb gewonnen worden, 
ebendort *) aber, ferner in Clemenshall, sowie im benachbarten 
Wimpfen (Grossherzogthum Hessen) und auf der badischen Lud- 
wigssaline bei Rappenau schon länger angebohrt sind und durch 
Bohrlöcher ausgenutzt werden (die sogenannten Neckarsalinen) ; 
dahin gehört endlich die württembergische Saline Hall am untern 
Kocher mit dem Salzbergwerk Wilhelmsglück , das schon im Jahr 
1824 durch einen Schacht eröffnet worden ist. Auch noch an 
einem andern Punkte Deutschlands, in Thüringen, birgt der 
Muschelkalk das Steinsalz, nämlich bei Ilversgehofen (Kreis 
Erfurt) und Stottenheim (in Sachsen- Weimar) , bei Rudisleben 
(Schwarzburg-Sondershausen) und bei Buffleben (Coburg-Gotha) 2 ). 
Ueber etwas mehr Formationen verbreitet sind die Sool- 
qu eilen des zollvereinten Deutschlands, welche zur Darstellung 
von Kochsalz verwendet werden. Aus den obern Schichten der 
Grauwacke (dem Devon) entspringt die Soole von Nauheim 
in Kurhessen. Die Kohlenformation führt die Salzquellen 
bei Kreuznach an der Nahe, welche die grossherzoglich hessi- 
schen Salinen Karlshall und Theodorshall , wie die preussische 
Saline bei Münster am Stein speisen. Dem Zechstein gehören 
an die Soolen von Salzhausen bei Niddä (im Grossherzogthum 
Hessen), von Orb in Unterfranken, von Soden bei Allendorf 
(Kurhessen), von Frankenhausen und Artern (s. oben). Die 
Quellen, welche die Salinen Dürrenberg an der Saale und von 
Kötschau (in Preussen) versorgen, kommen entweder aus den 

1) Friedrichshall war überhaupt die erste Saline , welche auf den 
Betrieb von Bohrlöchern basirt wurde. Zu vergl. v. Albert i, das Sa- 
linenwesen in Deutschland. Deutsche Vierteljahrsschrift 1839. H. 4. S. 15. 

2) Dem K e u p e r endlich (dem dritten Gliede der Triasgruppe) gehört 
das Lager bei Vic in Lothringen an. Auch in andern Formationen noch 
sind ausserhalb des Zollvereins grössere Ablagerungen von Steinsalz ent- 
deckt worden, so in der Grauwacke zu Bex im Kanton Waadt, im Jura- 
kalk zu Hallein im Salzburg'schen , im Karpathensandstein zu Wieliczka in 
Galizien. Zu vergl. Bernh. Cotta, Anleitung zum Studium der Geognosie. 
1842. S. 469. 



170 Die Hemmnisse des freien Verkehr» 

obersten Schichten des Zechsteins oder aus dem schon zur Trias- 
gruppe gehörenden Gypse. Dem bunten Sandstein entquellen 
die Soolen von Dürkheim in der bayerischen Pfalz, von Stass- 
furth (s. oben) , von Wilhelmsglück bei Kreuzburg an der Werra 
(Sachsen- Weimar) , von Neusulza an der Hm (Sachsen-Meiningen), 
letztere jedoch vielleicht schon aus den Anhydritschichten des 
Muschelkalks; ferner die Soolen von Kosen bei Naumburg an 
der Saale, von Teuditz, von Halle an der Saale (diese alle im 
preussischen Regierungsbezirk Merseburg) , die Soolen von Elmen 
zur Saline Schönebeck (s. oben), die Soolen von Oesdorf bei 
Pyrmont, von Lüneburg, Grossrhüden und Salzdetfurth in Han- 
nover. Aus dem Alpenmuschelkalk treten die Quellen von 
Reichenhall hervor, welche mit den Sinkwerken von Berchtes- 
gaden (s. oben) zugleich die bayerischen Salinen von Rosenheim 
und Traunstein versorgen. In den Lias gehören die Soolen 
von Salzdahlum (in Braunschweig, der Betrieb dieser Saline ist 
übrigens jetzt eingestellt) , die Soolen von Münder in Hannover, 
von Salzuffeln in Lippe-Detmold und von Neusalzwerk bei Minden 
(Preussen). Die kurhessische Saline Rodenberg erhält ihre Nah- 
rung aus dem Wälderthongebirge. In der Kreide aber 
haben ihren Ursprung die Soolquellen der Salinen Gottesgabe bei 
Rheine an der Ems (preussischen Regierungsbezirks Münster), 
Rothenfelden (hannoverschen Landdrosteibezirks Osnabrück), ferner 
die Quellen von Königsborn bei Unna, Werl, Neuwerk und 
Hoppe , Sassendorf, Westernkotten und Salzkotten (in den preus- 
sischen Regierungsbezirken Arnsberg und Minden). Das Dilu- 
vium endlich hat die Soolen von Sülze (in Hannover), von 
Greifswald und Colberg (in Preussen) *). 

In dem Voranstehenden habe ich versucht, einen Ueberblick 
über die geognostische Verbreitung des Salzes im zollver- 
einten Deutschland, sowie zugleich über die bedeutenderen Salz- 
werke innerhalb dieses Gebietes zu geben. Schon hieraus lasst 
sich nun zwar auch die locale Verbreitung dieses Naturpro- 
ducts innerhalb des Zollvereins erkennen, es lässt sich insbe- 



1) Zu vergl. Georg von Viebahn, Statistik des zollvereinten und 
nördl. Deutschlands. Erster Theil. Landeskunde. 1858. S. 635. 802—813- 
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sondere ersehen, wie namentlich die preussische Provinz Sachsen 
und die Thüringer Lande, sowie die Staaten um das Flussgebiet 
des Neckars es sind, deren Boden das Steinsalz in mächtigen 
Lagern führt, wie man ferner auch am Fusse des Hochgebirge 
und, wenn gleich in weniger geschlossenen Massen, am Strande 
der Nordsee, in Kurhessen und Hannover, am Rheine und in 
Franken Salzgruben und Salzsoolen aufgefunden hat und zur Zeit 
ausbeutet. Diesem Bilde von dem Salzreichthum des Zollvereins 
und von der Austheilung dieser Naturgabe an die einzelnen 
Staaten dürften aber die nachfolgenden Angaben noch die schär- 
feren Umrisse verleihen. 

Bekanntlich sind in den Jahren 1848 und 1849, auf Ein- 
ladung des Reichshandelsministeriums, unter anderem auch sach- 
kundige Commissäre der deutschen Regierungen in Frankfurt a/M. 
versammelt gewesen, welche über die Ausführung der Zolleinheit 
im deutschen Reiche berathen sollten. Die Aufgabe dieser Com- 
mission erhielt bald einen noch weiteren Umfang, indem derselben 
zugleich der Auftrag wurde , sich auch mit der Frage wegen der 
Einführung gleicher Productionssteuern im deutschen Reiche und 
wegen der Gemeinschaft des Steuerertrags hieraus zu beschäf- 
tigen. Ihre Arbeiten bezüglich der Reichszollacte und des Reichs- 
zollgesetzes hat die Commission wirklich zu einem Abschlüsse 
gebracht. Während sie aber noch mit der Sammlung des Ma- 
terials für die ihr weiter zugewiesene Vorbereitung einer Reichs- 
gesetzgebung in Steuersachen beschäftigt war, erfolgte die Auf- 
lösung des deutschen Parlaments, womit zugleich ihre und die 
Thätigkeit der Centralgewalt überhaupt ein Ende hatte. Die Ma- 
terialien jedoch, welche die gedachten Commissäre in dieser 
Richtung von ihren Regierungen zuvor noch beigebracht hatten, 
sind später auf verschiedenem Wege zur Veröffentlichung ge- 
langt *), und ich werde daher keinen Anstand nehmen dürfen, 



1) Die Resultate der Berathungen der Regierungscommissäre in Frank- 
furt a/M. 18 48 /«» zur Herstellung der Zolleinheit im deutschen Reiche. 
Halle 1851. Gemeinschaftliche Productionssteuer von Salz und Rübenzucker 
in Deutschland. Ein Votum von W. E. F. von Thielau. Braunschw. 1851. 
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dieselben hier, soweit sie nicht noch durch neuere, anderwärts 
publicirte ergänzt werden können , für meine Zwecke zu benutzen. 

Nach diesen Materialien berechnet sich die Production 
des gesammten Deutschlands (übrigens mit Ausnahme 
von Oesterreich) an Kochsalz auf jährliche 5 Millionen Zoll- 
cetitner *). Die jährliche Salzproduction des zollvereinten 
Deutschlands lässt sich hieraus wenigstens annähernd leicht 
ableiten. 

Unter jenen 5 Millionen Zollcentnern sind nämlich begriffen 
auch die Antheile Holsteins und beider Mecklenburg mit 115,000 
Centnern *), ferner die Erzeugnisse einiger inzwischen einge- 
stellter Salinen (Juliushall für Hannover-Braunschweig mit 1869 
Centnern, Salzdahlum in Braunschweig mit 10,354 Ctrn. u. a. s ). 
Jene Summe von 5 Millionen Zollcentnern wäre daher um diese 
Beträge zu vermindern , wenn nicht wieder berücksichtigt werden 
müsste, dass, von anderem ganz abgesehen, allein durch die 
Erschliessung mehrerer Salzbergwerke (Stassfurth, Friedrichshall, 
Stetten) das jährliche eigene Salzerzeugniss des Zollvereins einen 
bedeutenden Zuwachs erhalten haben muss. 

Ich werde daher nicht zu hoch greifen, wenn ich als das 
jetzige jährliche Gesammterzeugniss des deut- 
schen Zollvereins an Salz rund die Summe von 

5 1 /» Millionen Zollcentnern 
annehme. Hiezu tragen bei: 

Preussen mit un- (im Durchschnitt der fünf Jahre 18 49 /53 

gefähr 46°/o 234,865,600 # nach Dieterici's statistische 

Uebersicht. 5. Fortsetzung. S. 808. 809. 

811. Dazu dann der Ertrag von Stassfurth, 

Stetten etc.). 

Bayern mit unge- (804,112 Ctr. nach den Resultaten a. a. 0. 

fähr 14°/o S. 318). 



1) Resultate a. a. 0. S. 332. v. Thielau a. a. 0. S. 62. 

2) Resultate a. a. 0. S. 332. v. Thielau a. a. 0. S. 62. 

3) Resultate a. a. 0. S. 310. 312. v. Thielau a. a. 0. S. 42., ferner 
v. Viebahn a. a. 0. S. 810. 811. 
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Württemberg mit 
ungefähr 14°/o 



Hannover mit un- 
gefähr 9 1 /« °/o 



(Steinsalzerzeugniss 18 66 /57 — :• 446,649 Ctr. 

Davon werden abzuziehen 

sein — :• 90,000 Ctr. 

welche zur Versiedung 

abzugeben waren, Rest — :• 356,649 Ctr. 

Dazu das Erzeugniss der 

gleichen Periode an Koch- 
salz , Vieh- und Dungsalz — :• 445,807 Ctr, 
Zusammen — :• 802,456 Ctr. 

Württemb. Jahrbücher 1857. 2s H. S. 77). 
(517,300 Ctr. Erzeugniss des Jahrs 18* 8 /*9 

nach Letzen, Staatshaushalt Hannover L 

S. 199). 



Baden mit ungefähr . . 

Das Grossherzogthum Hes- 
sen mit ungefähr. . . 

Kurhessen mit ungefähr . 

Die noch nicht genannten 
Thüringischen Staaten 
nicht ganz .... 

Braunschweig , Olden- 
burg etc. etwas mehr 
als 



6 1 /» °/o, 

4°/o 
3°/o 



2 1 /» °/o 



Vi °/o 



nach den Resultaten a. a. 0. 

S. 320—328. 
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Gar kein eigenes Salz aber gewinnen bis jetzt von den Zoll- 
vereinsstaaten das Königreich Sachsen , ferner Luxemburg, Nassau 
und die freie Stadt Frankfurt. 

Auf der andern Seite lässt sich der Salzbedarf des Zoll- 
vereins mit Hilfe folgender Zahlen berechnen. Wie v. T hielau 
a. a. 0. S. 63 f. angibt, ist im Jahr 1849 als Gesammtcon- 
sumtion Deutschlands (wieder mit Ausnahme von Oester- 
reich) an Kochsalz die Summe von 5,190,502 Zollcentnern , an 
Gewerbs- und Viehsalz, mit Einschluss des württembergischen 
Steinsalzes im Betrag von 103,637 Zollcentnern, die Summe von 
365,496 Zollcentnern, im Ganzen also eine Summe von 

5,555,998 Zollcentnern 
erhoben worden, was auf den Kopf etwas mehr als 18 Ä ausmacht. 
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Angenommen, dass die gleiche Consumtion von 18 U auf 
den Kopf auch jetzt noch stattfinde , würde sich bei dem jetzigen 
Stande der Bevölkerung des zollvereinten Deutschlands von 
33,542,467 Köpfen (nach der Aufnahme im December 1858) für 
denZollverein einGesammtbedarf anSalz herausstellen von 
6,037,644 Zollcentnern. 

Die Salzconsumtion ist jedoch, nach den Mittheilungen der 
Regierunjjscommissäre , in den einzelnen Staaten Deutschlands 
und auch innerhalb des Zollvereins nicht durchaus gleich stark. 
Während z. B. Hamburg eine Consumtion von 26,s Zollpfund 
pro Kopf aufweisen soll, würde ein Lübecker jährlich nur 12,4 
Zollpfund Salz nöthig haben. Nach den bei v. Thiel au a.a.O. 
und in den »Resultaten« S. 333 für die einzelnen Staaten ge- 
gebenen Verhältnisszahlen bezüglich ihres jährlichen Salzconsums 
pro Kopf würde sich, bei der gegenwärtigen Stärke der Bevöl- 
kerung in diesen .Staaten , für jeden derselben und schliesslich 
wieder für den Zollverein im Ganzen ein Salzbedarf ergeben, 
wie folgt : 



Vereinsstaat. 


Jährliche 
Con- 
sumtion 
pro Kopf. 


Bevölkerung 
nach dem 

Stand vom 
December 

1858. 


Jetzige Con- 
sumtion der 
Vereins- 
staaten. 


Betheiligung 
der einzelnen 
Vereinsstaaten 
an dem Ge- 

sammtbedarf 
des 

Zollvereins. 




Zollpfund. 


Tausende. 


Tausende von 
Centnern. 


Procente. 


1. 

Preussen ') . . 
Luxemburg *) . . 


2. 
16,4. 

16,4. 


3. 
18,107. 
192. 


4. 
2,969. 
31. 


5. 
51,6. 
0,5. 



1) Nach Dieterici a. a. 0. S. 811 berechnet sich in den 6 Jahren 
18 4 %8 die durchschnittliche jährliche Consumtion Preussens an weissem 
Salz auf 16,« Pfund pro Kopf. 

2) Die Verhältnisszahl für Luxemburg ist mir nicht bekannt, ich habe 
daher die für Preussen angenommene benützt , da die salinischen Verhält- 
nisse Preussens und Luxemburgs überhaupt manche Aehnlichkeit zu haben 
scheinen. 
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Betheiligung 


Vereinsstaaten. 


Jährliche 

Con- 

sumtion 

pro Kopf. 


Bevölkerung 
nach dem 
Stand vom 
December 

1858. 


Jetzige Con- 
sumtion der 
Vereins- 
staaten. 


der einzelnen 

Vereinsstaaten 

an dem Ge- 

sammtbedarf 

des 
Zollvereins. 




Zollpfund. 


Tausende. 


Tausende von 
Centnern. 


Procente. 


1. 


2. 


3. 


4. 


5. 


Bayern .... 


19,2. 


4,621. 


887. 


15,4. 


Sachsen , Königr. 


16,3. 


2,122. 


346. 


6,o. 


Hannover . . . 


16,9. 


1,865. 


315. 


5,5. 


Württemberg l ) . 


18,0. 


1,691. 


304. 


5,4. 


Baden .... 


23,8. 


1,334. 


317. 


5,5. 


Kurhessen . ... 


13,4. 


700. 


94. 


1,6. 


Grossherz. Hessen 


16,9. 


863. 


146. 


2,5. 


Thüringen *) . . 


16,4. 


1,044. 


171. 


3,0. 


Braunschweig . . 


14,3. 


250. 


36. 


0,6. 


Oldenburg . . . 


18,8. 


237. 


43. 


0,8. 


Nassau .... 


17,7. 


436. 


77. 


1,3. 


Frankfurt a/M. . 


17,8. 


80. 


14. 


0,3. 






33,542. 


5,750. 


100,0. 


Da ich die Ver 


hältnissza 


llen in der C< 


)lonne2 der 


voranstehen- 



dön Tabelle nicht selbst berechnet habe, so kann ich die darauf 
gegründeten Ziffern in den Colonnen 4 und 5 nur mit Vorbehalt 
geben. Durch die Gesammtsumme der Colonne 4 mit 5,750,000 



1) Die Verhältnisszahl von 18 Pfund auf den Kopf gilt auch für beide 
Hohenzollern. Oben ist übrigens in Colonne 3 die Bevölkerung der letz- 
teren unter Preussen eingerechnet; bei der relativ geringen Volkszahl 
schien es nicht nöthig, sie besonders anzusetzen. Was Württemberg be- 
trifft , so möchte ich den dortigen jährlichen Salzbedarf höher , mindestens 
zu 20,»9 Pfund pro Kopf, annehmen, da daselbst gegenwärtig jährlich ca. 
355,000 Ctr. Salz in den Monopolpreisen zum Verkaufe kommen. 

2) Für Thüringen im Ganzen ist ebenfalls die preussische Durchschnitts- 
ziffer benützt. Sachsen- Meiningen , Coburg , Altenburg , Schwarzburg con- 
sumiren etwas mehr, andere Staaten dafür etwas weniger. 
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Zollcentnern würde aber die weiter oben aufgestellte Ziffer von 
6,037,644 Zollcentnern so ziemlich ihre Bestätigung erhalten; 
und wieder nahezu zu einem gleichen Ergebnisse gelange ich, 
wenn ich zu dem nachgewiesenen Gesammterzeugnisse des Zoll- 
vereins von 5 1 /« Millionen die Einfuhr des Jahrs 1858 mit 
491,000 Ctrn. addire, und davon die Ausfuhr von 251,000 Ctrn. 
in Abzug bringe *). 

Als Gesammtbedarf des Zollvereins an Salz darf daher 
immerhin rund die Summe von 

6 Millionen Zollcentnern 
angesetzt werden, so dass also das eigene Erzeugniss des Ver- 
eins ungefähr um */* Million Zollcentner oder um */" zu Deckung 
des Bedarfs unzureichend erscheint. 

Die in der Colonne 5 berechneten Procentsätze sodann 
werden das Verhältniss annähernd richtig ausdrücken , in welchem 
die Consumtion der einzelnen Vereinsstaaten zum Gesammtsalz- 
verbrauche des Zollvereins steht Jedenfalls aber lassen sich 
daraus, im Zusammenhalt mit den früheren Angaben über die 
Salzproduction der einzelnen Vereinsstaaten, schon jetzt die That- 
sachen nachweisen, dass nur Hannover, Württemberg, Baden 
und etwa auch beide Hessen mehr Salz im eigenen Lande 
gewinnen, als sie selbst bedürfen; in welcher Hinsicht denselben 
noch einige der kleineren Thüringischen Vereinsstaaten bei- 
zuzählen sein werden; dass dagegen Preussen 2 ), Bayern, 
Braunschweig und Oldenburg, trotz ihres eigenen, zum Theil 
bedeutenden Salzerzeugnisses, und ebenso die schon erwähnten 



1) Obige 491,000 Ctr. vertheilen sich namentlich auf Oesterreich 
(75,205 Ctr.), Frankreich (110,619 Ctr.), Belgien (9670 Ctr.) und die Nie- 
derlande (75,358 Ctr.) ; über die Grenze gegen die Ostsee sind endlich 
eingegangen 217,645 Ctr. Von den Ausfuhren gingen nach Oesterreich 
58,572 Ctr., nach der Schweiz 38,933 Ctr., nach Hamburg 151,959 Ctr. u. s. w. 

2) Unter den 46%, mit welchen Preussen an der tiesammtproduction 
des Zollvereins an Salz participiren soll , ist das gesammte Erzeugniss 
des Königreichs begriffen. Dagegen sind bei der Berechnung der 51,e °/o 
in der vorangestellten Tabelle nur die Consumenten derjenigen preussischen 
Gebietstheile berücksichtigt worden , welche nicht zum Thüringischen Ver- 
eine gehören. Hieran participirt aber Preussen ebenfalls mit 106,246 
Einwohnern. 
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gänzlich salzarmen deutschen Staaten auf die Zufuhren von Aussen 
angewiesen sind, wenn sie ihre Consumenten vollständig mit Salz 
befriedigen wollen. Solche Salzbezüge effectuiren sie denn auch 
bald aus den benachbarten Vereinsländern , bald vom Auslande her. 
Auf der andern Seite suchen diejenigen Vereinsstaaten, deren 
Salzerzeugniss ein grösseres ist, als sie selbst verwenden können, 
hiefür auch ausserhalb des Zollvereins einen Markt; und selbst 
ein Theil des bayerischen Salzes von Berchtesgaden geht nach 
dem Vereinsauslande, obgleich die eigene Production Bayerns im 
Ganzen wie gezeigt, geringer ist, als dessen Gesammtbedarf. 
Endlich muss erwähnt werden, dass auch Preussen für seine locale 
Ueberproduction in der Provinz Sachsen einen Abfluss nach dem 
Königreiche gleichen Namens gesucht und gefunden hat. 

Geht nun hieraus hervor, dass in Wahrheit ein sehr lebhafter 
Salzaustausch insbesondere auch zwischen den verschiederfen 
Zollvereinsstaaten gegenwärtig stattfindet, wie diese denn schon 
von der Natur zumeist darauf hingewiesen scheinen, ihre Bedürf- 
nisse durch die Ueberschüsse der ihnen nächstgelegenen und 
nächstbefreundeten Staaten zu decken, beziehungsweise den Theil 
ihres Salzerzeugnisses, für welchen sie selbst keine Verwendung 
mehr haben, im mehrfach verbündeten deutschen Nachbarlande, 
das hieran Mangel hat, zu verwerthen: so sollte man wohl 
meinen, das Alles müsse ganz besonders dazu auffordern, dass 
dem Verkehre mit Salz wenigstens im Innern des Zollvereins von 
Staat zu Staat, vom einen Lande zum andern eine möglichst freie 
und ungehemmte Bewegung gelassen und gesichert werde. 

Da haben sich aber schon bei der Gründung des Deutschen 
Zollvereines in den Salz m onopolen der einzelnen contrahiren- 
den Staaten Schranken vorgefunden, welche es bis jetzt wenig- 
stens nicht gelungen ist zu beseitigen und welche zum mindesten 
dem Privatverkehre jedes Handelsgeschäft in Salz über die ver- 
schiedenen Binnengrenzen hinüber zur Unmöglichkeit machen. 

Das Salzmonopol beruht seiner rechtlichen Begründung nach 
auf dem Salzregal, welches sich aus dem Bergregal heraus 
entwickelt hat. 

Der bergmännische Abbau von Steinsalz, so wie er gegen- 
wärtig da und dort betrieben wird, gehört überhaupt der neueren 

Zeitsehr. t. Staatsw. 1861. II. Heft. 12 
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Zeit an. Die künstliche Gewinnung des Kochsalzes aber ist älter 
und wurde schon früher in den Bereich der Bergregalität gezogen ; 
die Regalität in Bezug auf das Salz findet sich demgemäss in 
vielen Landesgesetzen der einzelnen deutschen Staaten ausgespro- 
chen. Es kommt nun ein zweifaches Salzregal vor: einmal dass 
kein Privatmann ohne landesherrliche Erlaubniss Salzwerke 
betreiben, sodann dass Niemand als der vom Staate Berech- 
tigte Salz verkaufen darf 1 ). Das letztere Regal führte aber 
zum Salzmonopol. 

Indem sich der Staat nämlich unter dem Rechtstitel des Re- 
gals das Alleinrecht auf den Verkauf des Salzes gesichert hat, 
ist er für das ganze Staatsgebiet Herr des Salzpreises geworden. 
Bei dem Ausschluss jeder Concurrenz hat ihn nichts gehindert, 
den Preis für das unentbehrliche Salz nach seinem Belieben zu 
bestimmen. Auf anderem Wege hielt es oft schwer, die Mittel, 
welche zu Deckung des gesteigerten eigenen und des Regierungs- 
aufwandes erforderlich schienen, verwilligt zu erhalten; lag es 
da den Landesherren nicht nahe, durch Steigerung jenes Monopol- 
preises dem sonst eintretenden Deficit vorzubeugen 2 ) ? 

Nur war es dann doppelt nöthig, dass sich nicht auch andere 
diese künstlich oft auf das Mehrfache ihrer natürlichen Höhe ge- 
steigerten Preise zu Nutzen machen möchten. Die im Innern 
des betreffenden Staatsgebiets kraft des erst erwähnten Salzregals 
concessionirten Privatsalinen mussten sorgfältig überwacht werden, 
dass sie ihre Produkte vollständig zu den im Vertragswege fest- 
gestellten und nach den Selbstkosten mit Einrechnung eines Unter- 
nehmergewinns bemessenen Preisen an den Staat ablieferten. 
Vom Auslande aber durfte überhaupt nur dasjenige Salz beigeführt 
werden, welches die Verwaltung selbst bei der Unzulänglichkeit 
ihres eigenen Erzeugnisses oder wegen gänzlichen Mangels an 
Salz von dorther zu beziehen genöthigt war. 

Hierauf gerichtete Bestimmungen bestanden nun fast in allen 



1) Zu vergl. Mittermaier , Grundsätze des gemeinen deutschen Privat- 
rechts. Erster Band. 7te Auflage §§ 258. 259. S. 682 ff. und Gerber, 
System des deutschen Privatrechts. III. Aufl. § 98. S. 223. 

2) Zu vergl. Stein, Lehrbuch der Finanzwissenschaft 1860. S. 365 f. 
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Zollvereinsstaaten *) schon zu Recht, als dieselben den Verein 
constituirten oder ihm beitraten. In den Grundverträgen über die 
Bildung des Deutschen Zollvereins und in den später folgenden 
Vereinbarungen finden wir deshalb auch diese Verhältnisse wieder- 
holt berührt. Die contrahirenden Regierungen versprechen sich 
ihre gegenseitige Mitwirkung, um Salzeinschwärzungen sowohl 
vom Vereinsauslande, als von dem einen Vereinsstaate in den 
andern möglichst zu verhindern. 

Insbesondere haben sie zunächst bezüglich des Salz Ver- 
kehrs mit dem Vereinsauslande, folgendes verabredet: 

a) die Einfuhr des Salzes und aller Gegenstände, aus 
welchen Kochsalz ausgeschieden zu werden pflegt, aus fremden 
nicht zum Vereine gehörigen Ländern in die Vereinsstaaten ist 
verboten, insoweit dieselbe nicht für eigene Rechnung einer der 
vereinten Regierungen und zum unmittelbaren Verkauf in ihren 
Salzämtern, Factoreien oder Niederlagen geschieht. 

b) Die Durchfuhr des Salzes und der vorbezeichneten 
Gegenstände, aus den nicht zum Zollvereine gehörigen Ländern 
in andere solche Länder, soll nur mit Genehmigung der Vereins- 
staaten, deren Gebiet bei der Durchfuhr berührt wird, und unter 
den Vorsichtsmaassregeln stattfinden, welche von denselben für 
nöthig erachtet werden. — Die weitere Vereinbarnng, dass, wenn 
die Durchfuhr gestattet würde, die Durchgangsabgabe besonders 
bestimmt werden solle, — diese Vereinbarung wird, wie ich 
hoffe, bis Gegenwärtiges zum Drucke gelangt, mit der Aufhebung 
der Durchgangsabgaben des Zollvereins überhaupt ihre Bedeutung 
verloren haben ! 

c) Die Ausfuhr des Salzes in fremde, nicht zum Vereine 
gehörige Staaten ist frei. 

Zu vergl. den Vertrag vom 4. April 1853, Art. 10, lit. a — c, 
und den Vereinszolltarif Abth. II. pos. 25 t. 
Daran schliessen sich unmittelbar die Vereinbarungen über den 
Verkehr mit Salz innerhalb der Vereinsgrenze, und zwar 



1) Von den nicht zum Zollvereine gehörigen deutschen Staaten hat 
Oesterreich ebenfalls das Salzmonopol. Die Hansestädte, beide Meck- 
lenburg u. s. w. aber besteuern das Salz nicht. 

12* 
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zunächst über den Salzhandel zwischen den einzelnen 
Staaten des Zollvereins: 

d) Was den Salzhandel innerhalb der Vereinsstaaten betrifft, 
so ist die Einfuhr des Salzes von einem in den andern nur in 
dem Falle erlaubt, wenn zwischen den Landesregierungen, be- 
ziehungsweise zwischen einer Vereinsregierung und einer Saline 
in dem andern Vereinslande, besondere Verträge über die Liefe- 
rung von Salz bestehen, vorausgesetzt, dass in dem zuletzt be- 
rührten Falle die Verabfolgung des Salzes unter Beobachtung der 
auf der Saline angeordneten Controlemaassregeln geschieht. 

e) Wenn eine Vereinsregierung aus einem andern Staate 
innerhalb des Gesammtvereins von Staats- oder Privat-Salinen 
(zu vergl. lit. d.) Salz beziehen will, so müssen die Sendungen 
mit Pässen von öffentlichen Behörden begleitet werden. 

Zu diesem Ende verpflichten sich die betheiligten Regierun- 
gen, auf den Privatsalinen einen öffentlichen Beamten aufzustellen, 
der den Umfang der Production und des Absatzes derselben über- 
haupt zu beobachten hat. 

Ueberdies ist bei dem Abschlüsse der älteren Grundverträge 
des Zollvereins der Grundsatz ausdrücklich anerkannt worden, 
dass keiner der in dem Zollverbande stehenden Staaten die Aus- 
fuhr des Kochsalzes in einen der andern Staaten ohne dessen 
Zustimmung gestatten dürfe. 

Wenn ein Vereinsstaat durch einen andern, aus dem Aus- 
lande oder aus einem dritten Vereinsstaate seinen Salzbedarf be- 
ziehen oder durch einen solchen sein Satz in fremde, nicht zum 
Vereine gehörige Staaten versenden lassen will, so soll diesen Sen- 
dungen kein Hinderniss in den Weg gelegt werden ; jedoch werden, 
insofern dieses nicht schon durch frühere Verträge bestimmt ist, 
durch vorgängige Uebereinkunft der betheiligten Staaten die Strassen 
für den Transport und die erforderlichen Sicherheitsmaassregeln *) 
zur Verhinderung der Einschwärzung verabredet werden. 

Zu vergl. den Vertrag vom 4. April 1853, Art. 10, lit. 
d— f; ferner das Schlussprotokoll zu diesem Vertrage 



1) In der Regel Anlage eines gehörig sichernden Verschlusse« neben 
der Begleitschein- oder Uebergangsscheincontrole. 
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Ziffer 6. pct. 1 ; endlich den Separatartikel 5 zu dem Ver- 
trage vom 22. März 1833 im Zusammenhalte mit Separat- 
artikel 4 a zu dem Vertrage vom 25. August 1831 über 
den Anschluss von Kurhessen an das Zollsystem Preussens. 
Zur gegenseitigen Sicherung ihrer Salzgefälle haben die Ver- 
einsregierungen endlich noch weitere Verständigungen getroffen 
in Beziehung auf die Reglung des Verkehrs mit Salz im Innern 
der verschiedenen Staatsgebiete. Hiebei sind jedoch 
die sämmtlichen Contrahenten vom 4. April 1853 nicht gleich- 
massig betheiligt, sofern die durch den Vertrag von diesem Tage 
in den Zollverein erst eingetretenen Regierungen von Hannover 
und Oldenburg sich ausser Stand erklärt haben, hier dieselben 
Verpflichtungen, wie die älteren Vereinsgenossen zu übernehmen. 
Die Letzteren hatten sich nämlich schon früher anheischig 
gemacht : 

1) den Salzhandel en gros im Innern ihrer Staaten 
während der Dauer des Vereines nur auf Staatsregie statt- 
finden zu lassen. Die Salzgefälle dieser Staaten stehen unter 
dem besondern Schutze des Zollkartels vom 22. März 1833 (zu 
vergl. Art. 3, Abs. 2 des letzteren). Namentlich dürfen Salzein- 
schwärzungen in dieselben von den Steuer-, Zoll- und Polizeibeamten 
dieser Staaten auch in das Gebiet der angrenzenden Staaten, zu- 
folge des Separatartikels 9 zu Art. 10 des Vertrags v. 4. April 
1853 selbst in Hannover und Oldenburg verfolgt werden, soweit 
dies nach dem Zollkartel (Art. 5 und 6) überhaupt zulässig erscheint. 

2) wollen die älteren Contrahenten, um die Verkehrs- 
beschränkungen, welche — wegen der Verschiedenheit der Salz- 
preise und des hierin liegenden Anreizes zum Schleichhandel — 
zur Abwehr des letzteren noch nothwendig sind, thunlichst zu 
beseitigen, ihre Bemühungen dahin vereinigen, dass in sämmt- 
lichen Vereinslanden ein möglichst gleicher Salz- 
debitspreis hergestellt, und, soweit sich die in dem einen oder 
andern Vereinsstaate hiegegen obwaltenden Hindernisse irgend 
überwinden lassen % jener Breis, wofür Kochsalz von der Regie- 



1) Nach den älteren Zollvereinigungsverträgen , namentlich nach den 
Verträgen vom Jahr 1835 , hatten die Regierungen derjenigen Staaten, in 
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rung verkauft wird, wenigstens auf 3 1 /* Kr. (1 Sgr.) pro Zoll- 
pfund festgesetzt werde. 

Indem hiedurch die Annahme oder die Beibehaltung höherer 
Salzpreise in einzelnen Staaten nicht ausgeschlossen sei, solle von 
Seiten solcher Staaten, in welchen höhere Salzpreise bestehen 
werden, gegen andere, welche bei jenem Preis von 3-/2 Kreu- 
zern (1 Sgr.) stehen bleiben, ein Anspruch auf Ergreifung be- 
sonderer Maassregeln zur Verhinderung der Salzeinschwärzung in 
erstere Staaten ') nicht gemacht werden können, vorbehaltlich 



welchen geringere Salzpreise bestanden, gleichfalls versprochen, bei 
der ersten Gelegenheit, wo sie die dagegen etwa obwaltenden Schwierig- 
keiten irgend überwinden zu können glaubten, den Preis des Kochsalzes, 
wofür dieses von der Regierung verkauft wird, mindestens 
auf 3*/2 Kr. pro Zollpfund festzusetzen. 

Bei den Verhandlungen vom Jahr 1841 über die Erneuerung der Zoll- 
verträge hatte sodann eine der Vereinsregierungen mit Rücksicht auf ihren* 
höheren Regiepreis bevorwortet, den Salzregiepreis allgemein auf 4 Er. pro 
Zollpfund zu erhöhen. 

Da sich indessen bei diesen Verhandlungen bald ergab, dass eine Er- 
höhung des Salz Verkaufspreises in dem beantragten Maasse nicht allgemein 
zu erlangen sein werde, inzwischen auch die Möglichkeit einer Annäherung 
in den Salzpreisen durch eine Ermässigung des in Preussen bestehenden 
Regiepreises von 4'/6 Kr. pro Zollpfund auf 3'/3 Kr. in Aussicht gekommen 
war, so beschränkte man sich auf die Anträge, dass 

a) in denjenigen Vereinsstaaten, wo dermalen noch ein geringerer Salz- 
verkaufspreis als von 3 Krn. pro Zollpfund bestehe, mindestens dieser letz- 
tere Preis gleich eingeführt, und 

b) in Bezug auf das bereits im Jahr 1835 gegebene Versprechen, den 
Salzverkaufspreis auf 3 1 /» Kr. pro Zollpfund erhöhen zu wollen, wenigstens 
die Zusicherung der Erfüllung bis zu einem bestimmten Zeitpunkte , etwa 
bis zum 1. Januar 1846 gegeben werden möge. 

Diese Anträge haben jedoch die allseitige Annahme nicht gefunden. 

1) Nach den Mittheilungen der Bevollmächtigten der Vereinsregierungen 
bei den Verhandlungen im Jahr 1841 über die Erneuerung der Zollvereins- 
verträge bestanden die Einrichtungen , welche zum Schutze der Salzsteuer 
in den angrenzenden Staaten seitens der einzelnen Regierungen bis dahin 
getroffen worden waren, theils in einer Beschränkung der Verabfolgung von 
Salz an die einzelnen Landesgemeinden, wenigstens an die auf der Grenz- 
linie, auf gewisse, vorher nach dem eflectiven Bedarfe derselben ermittelte 
Quanta, theils in der Androhung von Strafen für den Verkauf von Salz an 
Ausländer ; ferner in dem Verbot der Errichtung und Unterhaltung bedeu- 
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jedoch der allgemeinen Bestimmungen, oben lit. a — f, sowie des 
Zollkarteis, ingleichen besonderer freiwilliger Vereinbarungen zwi- 
schen dea angrenzenden Staaten. 

Zu vergl. den Separatartikel 7 zum Art. 9 des Vertrags 

vom 19. October 1841, betreffend den Anschluss des 

Herzogtums Braunschweig an den deutschen Zollverein. 

Die vorstehenden Verabredungen bezüglich des Verkehrs mit 

Salz im Innern der betreffenden Staatsgebiete gelten nun für die 

Contrahenten der früheren Zollvereinsverträge auch jetzt noch. 

Hannover und Oldenburg dagegen haben bei ihrem 
Eintritte in den Verein auf das bestimmteste erklären lassen, dass 
es unübersteigliche Schwierigkeiten finden würde, in ihren Ge- 
bieten den Verkauf des Salzes en gros auf Rechnung des Staats 
zu übernehmen und zu beschränken oder auch nur den jetzigen 
Betrag der Salzsteuer dort zu erhöhen. Die beiden Regierungen 
von Hannover und Oldenburg machten sich indessen, um Ein- 
schwärzungen von Salz in die angrenzenden Vereinsstaaten, auch 
ohne die, in Folge der Zollvereinigung wegfallende strenge Grenz- 
bewachung abzuwenden, — verbindlich, die verbotene Einfuhr 
von Salz nach diesen Staaten mit strengen Strafen bedrohen und 
durch andere, näher verabredete ') Mittel zu deren Verhinderung 
mitwirken zu wollen. 

Zu vergleichen den Vertrag vom 4. April 1853, Art. 10, lit. g. 
In der Uebereinkunft sodann vom 26. Januar 1856 wegen 
des Anschlusses bremischer Gebietstheile an den Zollverein, welche 
die dritte Anlage des Vertrags zwischen Preussen u. s. w. und 
der freien Hansestadt Bremen vom gleichen Tage wegen Be- 
förderung der gegenseitigen Verkehrsverhältnisse bildet, ist nach 
Art. 5, Ziffer 2 die Vereinbarung von Maassregeln zu Beseitigung 
der Gefahr von Salzeinschwärzungen, welche bei der Verschieden- 
heit der Salzpreise in den fraglichen bremischen Gebietstheilen 
und in den benachbarten Landen des Zollvereins nahe gelegt 



tenderer Salzniederlagen an der Grenze, in besondern Controlevorschriften 
für den Transport des Salzes u. s. w. 

1) Im Separatartikel 9 zu dem oben allegirten Artikel 10 des Ver- 
trags vom 4. April 1853. Zu vergl. auch die Jahrbücher der Zollgesetz- 
gebung von 1851. S. 29. 36. 690. 
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war, vorbehalten worden. Durch solche Maassregeln sollte jedoch 
der freie Verkehr mit andern Gegenständen nicht belästigt werden. 
Jenen Vorbehalt erläutert und ergänzt der Art 2 der weiteren 
Uebereinkunft vom 26. Januar 1856 wegen Besteuerung der 
inneren Erzeugnisse in jenen bremischen Gebietstheilen, wonach 
sich der Senat der freien Hansestadt Bremen dazu verstanden 
hat, in den gedachten Gebietstheilen eine Salzsteuer nach Maass- 
gabe der königl. Hannoverschen und grossherzogl. Oldenburgischen 
Steuergesetzgebung, sowohl den Steuersätzen als den Erhebungs- 
Controleformen nach, eintreten zw lassen. 



Nach dem Voranstehenden erscheint also auch der Verkehr 
mit Salz im Innern des Deutschen Zollvereins von dem einen 
Vereinsstaate zum andern durch vielfache Einfuhrverbote 
wirklich gehemmt, und selbst im Innern jedes einzelnen 
Vereinsstaats zeigen sich schon in Folge jener Verein- 
barungen der bei dem Zollvereine betheiligten Regierungen 
verschiedene Beschränkungen des Salzhandels von theilweise weit 
eingreifender Wirkung. Bevor ich es jedoch versuche, nunmehr 
auch hier anzudeuten, wie nach meiner Ansicht am leichtesten 
die Beseitigung solcher Störungen des sonst freien Verkehrs im 
Zollvereine bewirkt werden könnte; halte ich es für nöthig, noch 
einen Blick auf die Landesgesetzgebungen der einzelnen 
Vereinsstaaten rücksichtlich der Besteuerung des Salzes zu werfen, 
da aus diesen erst die vorhin besprochenen Stipulationen der 
Zollvereinsverträge schliesslich sich erklären lassen werden, ohne 
ihre nähere Kenntniss daher auch ein competentes Urtheil nicht 
zu gewinnen sein wird, in wie weit die angefochtenen Bestim- 
mungen seither einiger Maassen begründet und wirklich nothwendig 
gewesen sind, ob und auf welchem Wege dieselben aber für die 
Zukunft entbehrlich zu machen sein möchten. 

In Hannover und Oldenburg, sowie in den dem Steuer- 
systeme dieser beiden Staaten angeschlossenen bremischen 
Gebietstheilen unterliegt das zum inländischen Verbrauche 



1) Jahrbücher der Zollgesetzgebung 1856. S. 139. 
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bestimmte Salz einer Steuer von 12 7* Sgr. *) für jeden Centner 
(Zollgewicht ?), welche Steuer zugleich mit dem Preise des Salzes 
erlegt wird. Die Erhebung der Steuer geschieht durch den In- 
haber oder Vorsteher der Saline oder den von demselben dazu 
bestellten Officianten. Dieser Steuererheber wird auf das Steuer- 
interesse beeidigt, der Salinevorsteher bleibt aber unter allen Um- 
ständen für die Salzsteuer verantwortlich. Von dem Ertrage der 
Steuer erhält der Steuererheber eine Tantieme von 1 */» °/o (nach 
einer Verordnung des Senats von Bremen de dto. 13. December 
1856, von 2 1 J2 °/o dagegen nach Jugler am anzuführenden Orte). 

Wie bei den Salinen unmittelbar, so wird hinsichtlich der Steuer- 
erhebung auch bei den von diesen errichteten Salzfactoreien verfahren. 

Für das verkaufte Salz ist eine Transportlegitimation zu 
ertheilen; im Falle des Verkaufs nach dem Auslande (mindestens 
in Mengen von V* Ctr.) aber ein Exportationsschein, nach dessen 
Zurücklieferung einem Erlasse der Steuer definitiv stattgegeben 
wird. In das Gebiet eines der mit Hannover und Oldenburg nicht 
in Gemeinschaft der Salzsteuer stehenden Staaten des Zollvereins 
darf jedoch kein Salz ausgeführt werden und sind hierauf hohe 
Strafen gesetzt. 

Das zu landwirtschaftlichen und gewerblichen Zwecken be- 
stimmte, zuvor urkundlich denaturirte Salz ist steuerfrei. 

Fremdes Salz darf in der Regel nicht eingeführt werden ; 
die Durchfuhr ist von der Einholung einer besondern Erlaubniss 
dazu abhängig. — Der Handel mit inländischem Salze wurde 
dagegen im Jahr 1850, mit Ausnahme des Lüneburgschen Gebiets, 
freigegeben. 

Für Uebertretungen des Gesetzes ist die Erlegung des Werthes 
des Salzes, der ein- und vierfachen Steuer und eine Geldbusse 
von 10 bis 100 Thlr. vorgesehen. 

Der Ertrag der Steuer ist ein gemeinschaftlicher zwi- 
schen Hannover, Oldenburg und Bremen, die Vertheilung erfolgt 
nach dem Verhältnisse der Bevölkerung 2 ). 



1) Jahrbücher der Zollgesetzgebung 1858. S. 328. früher 8 gGr. (10 Sgr.) 
vom Ctr. zu 100 Pfd. Kölnisch. 

2) Zu vergl. Jahrbücher der Zollgesetzgebung 1856- S. 170 und S. 561, 
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Zur Erläuterung und Ergänzung des Vorstehenden möge 
noch dienen, dass in Hannover von 1848 — 1849 15 Privatsalinen 
und 3 dem Krongute eigentümliche Salzwerke in Betrieb gestan- 
den sind *), das Grossherzogthum Oldenburg aber die Eine Privat- 
saline Wangrogg besitzt, worin übrigens nur englisches Steinsalz, 
in Seewasser aufgelöst, versotten werden soll 2 ). 

Hannover hat sodann auch den ausschliesslichen Salzdebit in 
einigen, seinem Steuersystem angeschlossenen Braun sc hweig- 
sehen Gebietstheilen vertragsmässig mit der Verpflichtung 
übernommen, dafür zu sorgen, dass der Salzpreis dort in keinem 
Falle höher als auf 1 Thlr. 21 gGr. pro 100 Pfd. Kölnisch stei- 
gen dürfe. Dagegen nimmt Braunschweig nach dem Verhältniss 
der Bevölkerung jener Gebiethstheile an dem Ertrag der Hanno- 
verschen Salzsteuer Theil. (Uebereinkunft vom 20. Decbr. 1853 
wegen der Zoll- und Steuerverwaltung in verschiedenen Braun- 
schweig'schen Gebietstheilen Art. 1. 5. Sep. Art. 4). 

Schaumburg-Lippe, welches früher bei der Hanno- 
verschen Salzsteuer ebenfalls betheiligt war, hat (seit 1854) die 
Salzregie eingeführt. 

Das Salzmonopol besteht nun überhaupt in allen übrigen 
Vereinsstaaten zu Recht. Die Einrichtungen zu Handhabung des- 
selben sind aber verschiedene. Die Mehrzahl jener Staaten hat 
je für ihr Staatsgebiet Einen Salzpreis oder doch einen Maximal- 
preis, welcher beim Kleinverkauf nirgends im Lande überschritten 
werden darf. Andere dagegen reguliren ihre Salzpreise je nach 
der Entfernung von den Salinen, zum Theil auch mit Rücksicht 
auf die Preise in den niiehstangrenzenden Ländern. Die Ver- 
hältnisse sind ferner anders da, wo sich die Salinen durch- 
aus im Staatsbetriebe befinden; anders, wo neben den Werken 
des Staats solche in Händen von Privaten zugelassen sind ; 
wieder anders endlich da, wo gar kein eigenes Erzeugniss zur 
Verfügung steht. 



ferner Lehzen, Hannovers Staatshaushalt I. S. 385 ff. Jugler, die Besteu- 
rung des Salzes im Steuerverein Rau's, Archiv N. F. X. S. 275. ff. 

1) Zu vergl. Lehzen a. a. 0. S. 199 ff. 

2) v. Thielau a. a. 0. S. 3. 42. 
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In Württemberg gründet sich das Salzmonopol auf die 
K. Verordnung vom 14. Dec. 1807, kraft welcher angemessen 
gefunden wurde, für das (durch die eigene Production damals 
nicht gedeckte) Salzbedürfniss des Königreichs durch eine eigene 
Generalsalzadministration sorgen und durch dieselbe die Einleitung 
treffen zu lassen, dass im ganzen Umfang des Königreichs das 
Salz zu 4 Kr. per Pfund in letzter Hand gekauft werden könne. 
Communen und Privaten wurde der Betrieb eines Salzhandels 
auch vom 1. Februar 1808 an jede Salzeinbringung bei Confis- 
cationsstrafe verboten. 

Mit der Erbohrung und Erschliessung der ausgiebigen Salz- 
lager, deren Betrieb jetzt ("in 2 Salzbergwerken und 5 Salinen) 
durchaus in Händen des Staats sich befindet, sind jedoch ver- 
schiedene Modificationen jener Grundbestimmungen nöthig und 
möglich geworden; es lässt sich hicnach über die gegenwärtige 
Einrichtung des Monopols in Württemberg folgendes mittheilen. 

Die Finanzverwaltung hat das Recht auf den A 1 1 e i n v e r- 
kaufdes Salzes aus erster Hand. Die Einfuhr von Salz 
in das Königreich, sei es zum eigenen Gebrauch oder zum Wieder- 
verkauf, ist verboten und wird etwa doch vorkommenden Falles 
neben der Confiscation des Salzes mit einer Geldstrafe von einem 
Gulden für jedes Zollpfund geahndet. Auch die Bereitung von 
Salz durch Privatpersonen zum eigenen Gebrauche wird als Be- 
einträchtigung des Salzmonopols behandelt und für unstatthaft 
erkannt. Die Durchfuhr endlich ist nur ausnahmsweise gestattet 
und unterliegt dann besonderen Controlen (so die Durchfuhr von 
der badischen Saline Ludwigshall nach anderen Theilen des 
Grossherzoglhums). 

Ausgeübt wird das Salzmonopol in der Weise, dass die 
Finanzverwaltung das Nöthige einleitet, den Preis für das Zoll- 
pfund Kochsalz nirgends im Königreich über den Betrag von 
3 Krn., den Preis für das Zollpfund Steinsalz (im gemajilenen, 
oder auf Verlangen im ungemahlenen Zustande) nirgends über 
den Betrag von 1 x /a Krn. steigern zu lassen. Dies wird dadurch 
bewirkt, dass zunächst das Kochsalz auf den k. Salinen centner- 
weise um 4 fl. 10 Kr. per Zollcentner einschliesslich 1 ß Gut- 
gewicht, also das Pfund zu 2 V* Kr., in unverpacktem Zustande, in 
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verpacktem dagegen mit einem Preiszuschlage von 10 Krn., resp. 
14 Krn. per Ctr. an jedermann abgegeben wird. Für die den 
Salinen näher liegenden Bezirke, in welchen sich hienach schon 
auf dem Wege des Privatverkehrs der Kochsalzpreis im Kleinver- 
kauf auf 3 Kr. oder weniger stellt, bedarf es einer weitern Vor- 
kehrung Seitens der Finanzverwaltung nicht mehr. Mit Rücksicht 
auf die von den Salinen entfernteren Landestheile aber ist, durch 
Vergebung der Salzbeifuhr, beziehungsweise des Zwischenhandels 
an Privatunternehmer im Submissionswege, gegen einen angemes- 
senen Nachlass am gewöhnlichen Salinenverkaufspreise, Vorsorge 
getroffen, dass dort je an geeigneten Hauptpunkten der Salzbedarf 
für die einzelnen Orte sowohl, als für Privaten, fass- oder sack- 
weise, (mit Vergütung einer Verschleussgebühr für die Ortsver- 
schleusser von je ^e Kr., also) zu 2 5 /e Kr. per Pfund oder zu 
4 fl. 43 2 /« Kr. per Centner incl. 1 Pfund Gutgewicht bezogen 
werden kann. 

Das Steinsalz ferner wird sowohl auf den Salzwerken, 
als an den Orten, wo dessen Beifuhr und Zwischenverkauf wie 
bei dem Kochsalze an Privaten vergeben ist, fass- oder sackweise 
um l 2 /6 Kr. das Pfund, also um 2 fl. 13 2 /6 Kr. der Zollcentner 
incl. 1 Pfd. Gutgewicht, in den Handel gebracht. 

Die Controle des Salztransports innerhalb des König- 
reichs ist kaum eine nennenswerthe. Ihr Zweck ist hauptsächlich 
der, die Verwaltung über die Salzzufuhren nach den einzelnen 
Orten in einiger Uebersicht zu erhalten, damit es den letzteren 
nicht etwa vorübergehend an dem nöthigen Salze gebreche. 

Im Uebrigen ist der Handel mit Salz unter der einzigen 
Bedingung, dass das Kochsalz nicht höher, als um 3 Kr., das 
Steinsalz nicht höher, als um l 1 /» Kr. das Zollpfund verkauft 
werde, für Handelsberechtigte überall freigegeben. Die Gemeinden 
haben aber die Befugniss und unter Umständen auch die Verbind- 
lichkeit , besondere Salzverschleusser aufzustellen , wobei sie in 
ihrer Wahl an Personen, welche zum Handel berechtigt sind, 
nicht gebunden werden. 

Besondere Bestimmungen gelten bezüglich des Verkaufs von 
Kochsalz und von Steinsalz zu technischen Zwecken an 
Ge werbtreibende, ferner bezügüch des Verkaufs dieser Salze in 
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das Ausland. Die hier anzusetzenden Preise richten sich je nach 
dem einzelnen Fall, soweit nicht z. B. über die Lieferung von 
Salz an ausländische Regierungen Verträge vorliegen. Besondere 
Bestimmungen gelten ferner bezüglich des Verkaufs von Vieh- 
salz (geringerem Salz und Salzabfällen), von Dungsalz, von 
Hallerde u. dgl. 

Der Besalzung dreier Hohen zollern sehen Exclaven und 
des hierüber mit der k. preussischen Regierung getroffenen Ueber- 
einkommens habe ich schon oben gedacht Württemberg und 
Bayern aber haben sich verständigt, dass von dem in Berchtes- 
gaden gewonnenen Salze bestimmte Quanta in Günzburg und 
Memmingen zur Disposition der württembergischen Salinenverwal- 
tung gestellt werden sollen, womit der Salzbedarf Oberschwabens 
theilweise gedeckt wird ; dass dagegen aber die württembergischen 
Salinen am untern Neckar und am Kocher die gleichen Mengen 
zur Versorgung der Rheinpfalz und Unterfrankens mit Salz nach 
Speyer und Frankenthal abzugeben haben. 

Die Selbstkosten mögen sich beim Kochsalz im Durch- 
schnitte sämmtlicher Salinen, übrigens ohne Berücksichtigung des 
Zinses aus den aufgewendeten Grund- und Betriebskapitalien, da- 
gegen einschliesslich der Kosten der Verpackung, auf 45 — 50 Kr., 
bei dem Steinsalze in Wilhelmsglück und Friedrichshall auf 16 — 20 
Kreuzer stellen. Berücksichtigt man aber auch die Verzinsung 
der zum Theil sehr bedeutenden Kapitalien, welche in den Wer- 
ken stecken, und den Gewerbsgewinn der Salinen, so dürften 
immer noch als Steuerbeträge aus den Salinenverkaufspreisen 
auszuscheiden sein bei dem Kochsalze : l 2 /3 — 2 Thlr. oder 3 — 3 1 /* 
Gulden, bei dem Steinsalze aber mindestens 1 % fl. oder 1 Thlr *). 

In Baden bestehen ungefähr die gleichen Einrichtungen, 
wie in Württemberg. Die beiden Salzwerke gehören dem Staat 
und der Salzverkauf kann nur mit amtlicher Erlaubniss geführt 
werden. Der Preis des Kochsalzes auf der Saline ist bei 
Säcken von 2 Ctrn. — :• 4 fl. 10 Kr. per Ctr., bei Säcken von 
nur 1 Ctr. aber 4 fl. 16 Kr. per Ctr.; in beiden Fällen also 2 1 /» 



1) Zu vergl. Herdegen, Württembergs Staatshaushalt S. 116 ff. und 
Hoffmann, das württembergische Finanzrecht. I. Band S. 412 ff. S. 466 ff. 
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Kreuzer per Pfund. Für Fabriksalz wird 50 Kr., für Viehsalz 
aber 2 fl. 30 Kr. bis 2 fl. 36 Kr. per Centner berechnet. Der 
Kleinhändler darf nicht über 3 Kr. per Pfund für das Speise- 
salz fordern. Entfernte Käufer erhalten eine Frachtvergütung. 
Nach v. Reden betragen die Selbstkosten, einschliesslich 
der Kosten des Absatzes im Lande, aber gleichfalls ohne 
Berücksichtigung der Zinse aus den aufgewendeten Kapitalien, 
46,2 Kr. per Ctr. im Durchschnitt, was immerhin (hier unter 
Zugrundelegung der Detailpreise) auf einen Steuerbetreff von 
mindestens 2 Thlrn. schliessen lässt '). 

Ueber den Salzverkauf in beiden Hohenzollern ist das 
Nähere schon mitgetheilt worden. 

Auch Kurhessen ist hier noch zu nennen, sofern die 
dortigen 3 Salinen dem Staate gehören, und eine Zufuhr fremden 
Salzes dahin, wenigstens in irgend erheblichen Beträgen, nicht 
stattfindet. Durch Gesetz vom 19. Mai 1846 ist verfügt, dass 
vom 1. October gleichen Jahrs an das Kochsalz in allen 2 ) Stadt- 
und Landgemeinden des Kurfürstenthums zum Preise von 10 Hel- 
lern ( 5 /6 Sgr.) für das Kölnische Pfund auf Kosten und für 
Rechnung der Staatskasse verkauft werden solle. Für 
den Verkauf im einzelnen werden geeignete Personen CSalzaus- 
wieger) auf den Vorschlag des Ortsvorstandes bestellt. Andern 
Personen ist aller gewerbsmässige Handel mit Kochsalz unter- 
sagt, auch das Hausiren mit solchem überhaupt verboten. Die 
Einfuhr fremden Kochsalzes ist nur für Rechnung des Kurhessischen 
Staates zulassig. 

Der Transport des Kochsalzes von einem Orte zum andern 
in Quantitäten von mehr als 20 Pfund muss in verbleiten Säcken 
und unter Legitimationsscheincontrole geschehen. — Der uner- 
laubte Handel mit Kochsalz unterliegt einer Strafe von 5 — 10 Thlrn. 
neben der Confiscation des Salzes. Auf Versäumnissen in der 
Transportcontrole stehen besondere Strafen. 

Die Productionskosten der Salinen sind sehr verschieden. 



1) Zu vergl. v. Reden, Finanzstatistik I. 1. S. 817. Rau, Grundsätze 
der Finanzwissenschaft 4te Ausgabe. § 186. Anm. b. 

2) Zu vergl. übrigens hienach bei Thüringen. 
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Während bei Rodenberg nur 12,2 Sgr. angegeben werden, soll 
Nauheim den Zollcentner mit einem Aufwand von 21,1 Sgr. und 
Soden denselben mit einem solchen von 24,03 Sgr. herstellen. 
Der Detailverkaufspreis aber ist nach dem Obigen per Zollcentner 
2 Thlr. 17,8 Sgr. J ). 

Das grossherzoglich hessische Gesetz, in Betreff 
der Salzregie, datirt vom 23. Juni 1834, die dazu gehörige Voll- 
zugsverordnung vom folgenden Tage. 

Vor allem ist zu bemerken, dass das Grossherzogthum 2 
staatseigenthümliche Salinen und in der Exclave Wimpfen Eine 
Privatsaline (Ludwigshalle) hat. Die Regieverwaltung bezieht 
einen Theil ihres Bedarfs auch von Nauheim und, wie es scheint, 
aus Franken ; wogegen das Salz von Wimpfen und vielleicht auch 
das aus den Staatssalinen (als Tauschsalz?) nach der Pfalz, nach 
Nassau u. s. w. theilweise ausgeführt wird. 

Die Salzregie ist in ganz Hessen eingerichtet, indem der 
Verwaltung das Recht zum Alleinverkauf des Kochsalzes, Vieh- 
salzes und Dungsalzes zuerkannt ist. Die Niederlagen der Saline 
Ludwigshalle stehen unter Aufsicht der Regieverwaltung. Die 
Transportcontrole konnte jedoch gegen früher vereinfacht werden. 
Die Salzauswieger beziehen das Salz aus den Magazinen zu 5 fl. 
nebst 10 Km. für den Sack per 103 Pfund und zu 8 fl. 9 Km. 
nebst 20 Km. für den Sack per 168 Pfund. Zu den gleichen 
Preisen können auch andere Personen unter geeigneten Bedin- 
gungen ihr Salz kaufen. Im Detailverkehr stellt sich der Regie- 
preis um wenig höher, nämlich auf 3 Kr. per Pfund. 

Die Erzeugungskosten der Staatssalinen belaufen sich nach 
v. Reden auf 1 1 ji Kr. per Pfund ; die Salz Steuer wäre also im 
Grossherzogthum Hessen 2 J /2 fl. per Ctr. 

Die Abgabe von Viehsalz und von Dungsalz wird besonders 
regulirt 2 ). 

Hessen-Homburg hat nach Art. 8. des Vertrags vom 
20. Februar 1835 in dem Amte Homburg die gleichen Salz- 



1) Zu vergl. v. Thielau a. a. 0. S. 15. 44. 52. 

2) Zu vergl. v. Reden, Finanzstatistik I. 1. S. 434. v. Thielau a. a. 0. 
S. 34. 52. vergl. mit S. 19. 
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regiepreise, wie das Grossherzogthum Hessen; in dem Oberamt 
Meisenheim dagegen hat schon durch den Vertrag vom 
31. December 1829 Preussen die Salzregie übernommen. 

"Was nun das Salzmonopol im Königreich Preussen an- 
belangt, so muss berücksichtigt werden, dass dort neben den 
Salinen des Staats verschiedene Privatwerke bestehen, ferner 
dass die eigene Production des Landes zu Deckung des 
Salzbedarfs nicht ausreicht. 

Nach einer, wie es scheint, aus offizieller Feder geflossenen 
Denkschrift vom Jahr 1847 ist das Salz in den Ländern, welche 
früher dem Kurhause Brandenburg, später der preussischen 
Monarchie angehörten, schon seit Jahrhunderten vermittelst des 
Salzmonopols besteuert. In diesen älteren Theilen des König- 
reichs finden sich denn auch grösstentheils die Werke in den 
Händen des Staats. Privatsalinen dagegen bestehen in grösserer 
Anzahl in den westlichen Provinzen. Die landesherrlichen 
Salinen liefern der Steuerverwaltung ihr Salz durchaus zu dem 
festen Preise von 22 Thlrn. pr. Last von 4050 Pfund (3878 
Zollpfund), wobei dieselben übrigens noch ein gutes Geschäft zu 
machen scheinen, sofern ihr eigener Aufwand nur durchschnitt- 
lich 14 V» Thlr. per Last oder V« Thlr. per Zollcentner betragen 
soll. Von den Privatsalinen ist die pfännerschaftliche Saline 
zu Halle und die Saline zu Teuditz-Kötschau für ewige Zeiten 
vertragsmässig gebunden , nur bestimmte Mengen auszusieden und 
solche der landesherrlichen Salinenverwaltung für verabredete 
feste Preise zu liefern. Mit den übrigen Privatsalinen bestehen 
Lieferungsverträge auf kürzere Dauer, im Jahr 1843 ist den- 
selben durchschnittlich ein Preis von 35 Thlrn. 23 Sgr. 8 Pf. 
pr. Last bewilligt worden. Bei dem Bezüge des Salzes aus be- 
nachbarten Zollvereinsstaaten war die Absicht zum Theil 
die, durch freiwillige und contraetlich zugesagte Abnahme be- 
stimmter Metigen von Salz, namentlich aus dortigen Privatsalinen, 
einem Schmuggel vorzubeugen. Es bestehen aber auch noch 
weitere Lieferungsverträge mit vereinsländischen Salinen, wobei 
lediglich merkantilische Rücksichten vorgewaltet haben. Aus- 
ser h alb desZollvereins sind die Bezugsquellen für Preussen 
Wiliczka in Galizien, Dieuze in Frankreich, die Niederlande und 
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Liverpool. Von den Ausfuhren Preussens an Salz ist die 
bedeutendste, nämlich die nach dem Königreich Sachsen, 
welches von Preussen ganz hiemit versehen wird , schon erwähnt 
worden. 

Verkauft wird nun das Salz innerhalb des König- 
reichs und für den inländischen Cotisum mittelst der 
öffentlichen Verkaufsstellen zu dem Preise von 12 Thlrn. ') per 
Tonne von 405 Pfund (378 Pfund 24 Loth neues [Zoll-] Gewicht 
nach § 9 der König). Verordnung vom 17. Mai 1856) und zwar 
sowohl in Tonnen, als in kleineren Gebinden. Unverpackt wird 
das Siedsalz ausnahmsweise verkauft in den Salinenfactoreien, 
in den Speditionsfactoreien der Ostseehäfen, endlich in den Sei- 
lereien (das sind Verkaufsstellen , deren Verwaltung vertragsmässig 
Privatpersonen in der Art übertragen wird, dass die letzteren 
gegen' Empfang gewisser Vergütungen sich verpflichten, das in 
den Factoreien angekaufte Salz für ihre Rechnung um die gesetz- 
lichen Preise zu verkaufen und diese Preise auch bei der Absetzung 
losen Salzes bis zu den kleinsten Mengen einzuhalten. Das 
Steinsalz wird in der Regel ebenfalls unverpackt verkauft, 
besondere Bestimmungen gelten aber für das Steinsalz von 
Stassfurth. Nach der Bekanntmachung vom 16. Juli 1859 
kann zu dem Preise von 12 Thlrn. für die Tonne von 378 Pf. 
24 Loth das Stassfurther Steinsalz bei allen Verkaufsstellen, wo 
sich dergleichen befindet, und zu jeder Zeit bei der Stassfurther 
Factorei gekauft werden. Zur Ablassung von Steinsalz in ermäs- 
sigten Preisen für Fabriken und industrielle Anlagen des Inlandes 
bedarf es der Genehmigung des Finanzministeriums. Der Verkauf 
nach dem Auslande ist der Bergbauverwaltung überlassen, welche 
ihrerseits das auf den inländischen Markt bestimmte Salz zur 
Versendung fertig, und eventuell denaturirt, verladen an die 
Salzfactorei zu liefern hat 2 ). 



1) Ausnahmspreise in den Kreisen Schleusingen und Ziegenrück (Thü- 
ringen) 11 Thlr. , im Kreise Wetzlar 10 Thlr. , im Amte Lügde , in Waldeck 
und Pyrmont 9 Thlr. 

2) Zu vergl. Jahrbücher der Zollgesetzgebung 1869. S. 883 ff. Das 
Steinsalz der Saline Stetten im Hohenzollern'schen dagegen wird allge- 

ZeiUchr. f. Staatsw. 1861. II. Heft. 13 
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Der weitere Verkauf des aus den öffentlichen Verkaufsstellen 
entnommenen Salzes ist in der Regel Gegenstand des freien Ver- 
kehrs; nur in einzelnen Gegenden besteht noch eine Salzver- 
brauchscontrole. Die Zufuhr des Salzes bewirken zum Theil die 
Unternehmer der Lieferungen, ausserdem besorgen dieselbe ge- 
dungene Fuhrleute. Der Transport scheint aber mehrfachen Con- 
trolemaassregeln zu unterliegen. 

Das Viehsalz und ebenso das Düngesalz erhalten Beimischungen 
von Wermuthskrautpulver und von Eisenoxyd, wodurch beide zur 
menschlichen Nahrung unbrauchbar gemacht werden. 

Die preussische Salzsteuer wird in der schon erwähnten 
Denkschrift aus dem Ertrag der Salzregie mit Einrechnung der 
Regiekosten zu 7 Thlr. 25 Sgr. per Tonne oder zu 2 Thlr. 
2 Sgr. per Centner berechnet. 

Mit Preussen stehen bezüglich des Salzmonopols in Gemein- 
schaft, ausser Hessen-Homburg bezüglich des schon erwähnten Amtes 
Meisenheim, noch die fürstliche Regierung von Waldeck und 
Pyrmont wegen beider Gebiete, die grossherzoglich olden- 
burgische Regierung wegen des Fürsten thums Birkenfeld, 
Braunschweig wegen des Amtes Calvörde u. s. w. *). 

Das Grossherzogthum Luxemburg endlich, darf vertrags- 
mässig seinen Salzdebitpreis nicht unter den Betrag des Salz- 
preises in Preussen heruntersetzen (Salzbezug aus Frankreich). 

In den Gebietsteilen des Thüringischen Zoll- und 
Handelsvereins waren im Mai 1846 die Salzpreise folgende: 
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mein zu wesentlich ermässigten Preisen gegenüber vom Kochsalze ver- 
kauft, in welcher Hinsicht ich auf die Einleitung verweise. 
1) Zu vergl. Resultate a. a. 0. S. 290 ff. 



im Innern des deutschen Zollvereins. 



195 





Kochsalz 
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Die in Wahrheit salzarmen Zollvereinsstaaten sind ferner, 
ausser dem schon erwähnten Grossherzogthum Luxemburg, das 
Königreich Sachsen, Nassau und Frankfurt In den 
beiden letzteren wird beim Detailverkauf des Salzes ein Preis 
von 3 kr. per Pfund angesetzt. Der Salzpreis im Königreich 
Sachsen bei der Abgabe aus den Niederlagen ist seit 1. Januar 
1846 in Folge des Gesetzes vom 24. December 1845 , die Gleich- 
stellung der Salzpreise betreffend, 

für das Kochsalz 3 Thlr. 7 Ngr. 5 Pf. pro Stück zu 120 

Zollpfund, also per Zollcentner 2 Thlr. 21,25 Sgr., 
für das Viehsalz 2 Thlr. 10 Ngr. 5 Pf. pro Stück zu 120 
Zollpfund, also per Zollcentner 1 Thlr. 28,75 Sgr. 
In Gemässheit des weiteren königlich sächs. Gesetzes vom 
23. Mai 1840 sodann, in Betreff des landesherrlichen Salzverkaufs- 
rechts, hat die Salzconscription im Königreich Sachsen mit dem 
1. Juli 1840 aufgehört. Sämmtliche Orte des Inlands beziehen 

13* 
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ihren Salzbedarf aus den Niederlagen , die einzelnen Consumenten 
aber ihr Salz nur aus der Salzschänke ihres Wohnorts. Jeder 
Ort wird mit seinem Salzbezuge an eine der bestehenden Nieder- 
lagen gewiesen, die Wahl der letzteren aber steht den Salzer- 
holern bis auf einen gewissen Grad frei. Die Annahme der Salz- 
schänken erfolgt in der Regel durch die Ortsobrigkeit; der 
Salztransport aber innerhalb des Landes ist von besondern Con- 
trolen abhängig. 

Die Salzeinfuhr , einschliesslich aller salinischen Producte, des 
Seesalzes und aller Gegenstände, aus welchen Salz ausgeschieden 
zu werden pflegt, ist verboten, desgleichen die Verpachtung des 
Salzschanks und der Handel mit Salz durch Nichtberechtigte. 

Noch bleibt es übrig, der beiden Staaten innerhalb des Zoll- 
vereins Erwähnung zu thun , welche für die verschiedenen Theile 
ihres Staatsgebiets mehrfach verschiedene Preise bestimmt 
haben. 

Das Königreich Bayern hat nur Staatssalinen, eine in der 
Rheinpfalz, zwei in Franken, die bedeutendsten aber im südöst- 
lichen Winkel des Königreichs am Fusse des Hochgebirgs. Der 
Salztausch mit Württemberg ist schon angeführt worden. Ein 
ahnliches Verhältniss besteht, zum mindesten factisch, mit dem 
Grossherzogthum Hessen, sofern hessische Salinen Salz in die 
Pfalz abgeben, Bayern aber von Franken aus einen Theil Hes- 
sens mit solchem versorgen soll. Ausserdem bezieht die königl. 
bayerische Regierung noch von Thüringen und von Hallein Salz, 
betheiligt sich dagegen von Berchtesgaden aus über Lindau am 
Salzhandel in der Schweiz. 

Innerhalb des Königreichs wird der Salzverkauf besorgt 
durch 7 Hauptsalzämter auf den Salinen und durch 72 Salzämter 
und Factoreien. Auf den Salinen kostet der bayerische Centner 
und zwar 

zu Berchtesgaden . . . . 4 fl. 41 kr., 

„ Reichenhall 4 fl. 55 kr., 

„ Traunstein 5 fl. 2 kr., 

„ Rosenheim 5 fl. 16 kr., 

, Orb 4 fl. 44 kr. bis 5 fl. 39 kr., 
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zu Kissingen 6 fl. — und 

„ Dürkheim 6 fl. 40 kr. 

In den Factoreien aber, und zwar in den 6 Factoreien Unter- 
frankens zunächst der hessischen und meiningensohen Grenze 

4 fl. 44 kr. bis 5 fl. ll 1 /« kr., 
in den übrigen Factoreien 

rechts des Rheins 5 fl. 15 kr. bis 6 fl. 36 kr., 

in allen Factoreien und 
Salzämtern der Rhein- 
pfalz aber 6 fl. 40 kr. 
Diese Preise sind je nach dem Preise der Saline, von welcher 
das Salzamt versorgt wird, unter Hinzurechnung der Transport- 
und Verpackungskosten bestimmt in der Art, dass die von der 
Saline entfernteren Aemter höhere Preise halten. Die Salzämter 
und Factoreien haben liier also lediglich den Zweck, einem zu- 
fälligen Salzmangel in einzelnen Orten vorzubeugen und die Pri- 
vatspeculation auszuschliessen , nicht aber wie anderwärts die 
Preise für das ganze Land gleich zu stellen. Jedem Fuhrmann 
(Salzkarrer) steht übrigens der Ankauf von Salz auf den Salinen 
und der freie Verkauf (nicht unter 25 Pfund) im Lande zu. 

Die Productionskosten berechnen sich für das bayerische 
Salz verhältnissmässig sehr hoch, nämlich auf 1 Thlr. 8,9 Sgr. 
per Zollcentner, dazu kommen dann noch Fracht-, Verpackungs- 
und allgemeine Regiekosten mit 14,2 Sgr., so dass bei einem 
durchschnittlichen Verkaufspreise von 3 Thlrn. 5,3 Sgr. pro 
Zollcentner nur ein Salinengewinn und eine Salzsteuer von 1 Thlr. 
12,2 Sgr. übrig blieben x ). 

Auch Braunschweig endlich hat für seine verschiedenen 
Landestheile , abgesehen von den mit Hannover, beziehungsweise mit 
Preussen in steuerlicher Hinsicht vereinigten , verschiedene Preise, 
welche zwischen 2 Thlrn. und 3 Thlrn. 6,s Sgr. per Centner 
schwanken 2 ). 

Die hier gegebenen Mittheilungen können auf absolute Voll- 



1) v. Thielau a. a. 0. S. 18 ff. 

2) v. Thielau a. a. 0. S. 53. 
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ständigkeit keinen Anspruch machen J ), auch sind manche An- 
gaben von älterem Datum oder aus den alsdann angeführten Vor- 
arbeiten geschöpft, wofür ich daher eine Verantwortung nur mit 
Vorbehalt übernehmen kann: die theilweise Unzugänglichkeit der 
erforderlichen Quellensammlungen für mich möge es entschul- 
digen. Jedenfalls aber werden auch diese Mittheilungen schon 
genügen, um darzuthun, wie die gegenseitige Absperrung der 
Zollvereinsstaaten gegeneiuander im Salzverkehre einigennaassen 
begründet erscheint durch die Verschiedenheit der Salz- 
preise, welche zwischen dem einen oder anderen Vereinsge- 
biete da und dort noch besteht. Wo diess nicht der Fall, wo 
vielmehr auf beiden Seiten der Grenze der gleiche Preis , wenig- 
stens im Detailverkehr mit Salz, eingeführt ist, mag sich sodann 
die Belassung der Schranken an den Grenzen aus der Ver- 
schiedenheit der Productionskosten in den beider- 
seitigen Salinen erklären lassen, wodurch eine Vereinbarung 
zwischen beiden Staaten über die Bedingungen, unter denen ein 
freier Verkehr mit Salz über die Grenze eintreten könnte , immer- 
hin erschwert würde. Sofern aber weiter die Salzpreise und die 
Salzgewinnungskosten in den einzelnen Staaten des Zollvereins 
zur Zeit verschiedene sind , erscheinen auch die in den Salzpreisen 
noch enthaltenen Factoren, der Gewerbsgewinn der Sa- 
linen, der etwaige Ertrag des Regals, wenn man einen 
solchen ausscheiden will, besonders aber die Salzsteuer 
überall nicht gleich hoch. 

Untersuchen wir die Sache etwas näher, so finden wir 
die Detailpreise des Salzes in den südlichen Vereins- 
staaten, mit Ausnahme jedoch von Bayern, durchaus gleich- 
massig auf 3 Kreuzer ( 6 /7 Sgr.) per Zollpfund bestimmt. Unge- 
fähr den nämlichen Preis hat Kurhessen bei dem Satze von 10 Hirn. 
(*/« Sgr.), und von den Thüringischen Staaten kann ich hier noch 
mittheilen , dass unter diesen die Vereinbarung besteht, den Salz- 
preis beim Kleinverkauf nicht unter 3 Kr. anzusetzen, dass dieselben 



1) Ich erlaube mir noch auf „Weinlig, über die gegenwärtige Aus- 
übung des Salzregals in Frankreich und den hauptsächlichsten deutschen 
Staaten" zu verweisen in Rau's Archiv. 4. Bd. der neuen Folge. S. 273. 
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aber gerade diesen Preis beinahe durchaus adoptirt haben. Noch 
mehr differiren die Engrospreise. Württemberg und Baden 
fordern auf den Salinen 4 fl. 10 kr. resp. 4 fl. 16 kr., die kgl. 
preussische Regierung auf der Saline Stetten in Hohenzollern 
(verpackt ?) 4 fl. 20 kr. und 4 fl. 24 kr. per Zollcentner. Nahezu 
gleich stehen die Preise von Bayern in Berchtesgaden und Orb 
mit 4 fl. 41 kr. bis 4 fl. 44 kr. per bayerischen Centner 
(4 fl. 10 kr. per Zollcentner). Auf den Factorieplätzen kostet 
das Salz in Württemberg und in Hohenzollern 4 fl. 43*/3 kr. 
per Zollcentner, eben so viel im Königreich Sachsen (2 Thlr. 
21 Sgr. per Zollcentner); ferner im Grossherzogthum Hessen 
5 fl. 10 kr. incl. des Sacks per 103 Pfund, in einzelnen Staaten 
des Thüringischen Vereins 10 4 /s — 10 6 /6 Thlr. pro Tonne (d. i. 
2 Thlr. 26 Sgr. oder 5 fl. per Zollcentner), in andern Staaten 
dieses Vereins 11 Thlr. pro Tonne (d. i. 2 Thlr. 27 Sgr. per 
Zollcentner oder 5 fl. 4 kr.), in Preussen endlich 12 Thlr. pro 
Tonne (d. i. 3 Thlr. 5,3 Sgr. oder 5 fl. 33 kr. per Zollcentner). 
Innerhalb Bayerns aber, wo die Salzpreise selbst mehrfach ver- 
schieden gestellt sind, berechnet sich im Durchschnitt der gleiche 
Preis, wie in Preussen. In Württemberg und Hohenzollern ist 
sodann für das Steinsalz allgemein ein niedrigerer Preis als für 
das Kochsalz angesetzt, im Detail 1 1 /* kr. per Pfund, beim Ver- 
kauf en gros 2 fl. 13'/3 kr. per Zollcentner, wahrend hiefür ander- 
wärts, namentlich auch im Königreich Preussen selbst für das 
Stassfurther Steinsalz, nur im Falle der Verwendung solchen 
Salzes zu technischen Zwecken oder für die Landwirthschaft 
weniger berechnet wird. Die Preise des Salzes zu technischen 
Zwecken, sowie des Vieh- und Dungsalzes überhaupt aber wer- 
den in den verschiedenen Vereinsstaaten wieder mannigfach ver- 
schieden bemessen. 

Die Factoren dieser Salzpreise sind nun theils privat- 
wirthschaftliche, theils Staats wirthsc haftliche. Zu 
den ersteren gehören die Gewinnungskosten, sodann der 
Gewerbsgewinn der Salinen. Während wir bezüglich des 
letzteren nur bei den preussischen Staatssalinen einen kleinen 
Anhaltspunkt gewonnen haben, stehen uns mehr Notizen über die 
Salzgewinnungskosten zu Gebot. Die Hauptmomente für diese 
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bilden die Preise der Feurung und die Reichhaltigkeit 
der Soolen; wie es überhaupt als die Aufgabe des Salinen- 
betriebs betrachtet werden muss, mit möglichst wenig Holz oder 
Steinkohlen aus der im einzelnen Fall gegebenen Soole möglichst 
viel Salz zu erzeugen *)• Weiter aber ist als ein Productions- 
aufwand anzusehen die Verzinsung und Amortisirung des 
Anlagekapitals der Salzwerke und des Betriebsfonds. Dieser Factor 
konnte aber in den oben erhobenen Ziifern nicht berücksichtigt 
werden und es müssten z. B. die Herstellungskosten des württem- 
bergischen Steinsalzes höher, als diess oben geschehen ist, ange- 
setzt werden , wenn dabei auf eine auch nur massige Verzinsung 
des bedeutenden Aufwandes (nahezu 1 Million Gulden), welchen 
allein die Erschliessung des Salzlagers von Friedrichshall verur- 
sacht hat, Bedacht genommen werden wollte. Kostbare Maschinen 
sind für den gewöhnlichen Salinenbetrieb nicht erforderlich, 
wenn nicht wie z. B. in den bayerischen Werken von Berchtes- 
gaden, Reichenhall, Rosenheim und Traunstein bedeutendere 
Druck- und Hebemaschinen zum Behufe der Förderung und 
Weiterleitung der Soolen aufgestellt werden mussten. Auch die 
Arbeitslöhne fallen bei dem Betriebe der Salinen weniger 
ins Gewicht. Dagegen sind die etwaigen Verpackungs- und 
auch die Versandtkosten des Salzes noch zu nennen, sofern 
für einen geordneten und gesicherten Absatz der Salinenproducte 
auch in weiteren Kreisen deren Verbringung nach verschiedenen 
Plätzen, abseits der Salinen selbst, erforderlich werden kann. 
Zum Theile werden die Versandtkosten übrigens schon dem 
Steuerertrage zur Last zu schreiben sein. 

Im Einzelnen differiren die Productionskosten , wie wir ge- 
sehen haben, zwischen den Vereinsstaaten und zwischen den 
Salzwerken nicht unerheblich. Während solche in Preussen bei 
den landesherrlichen Salinen nur V» TM 1 "-? > n Württemberg und 
Baden beiläufig '/» Thlr. betragen sollen, wird in Bayern fast 

1) In der württembergischen Saline Wilhelmshall sind zu Herstellung 
von 1 Ctr. Kochsalz oder Viehsalz 7,49 Cubik' der gesättigten Soole (von 
27°) erforderlich. Mit 1 Klafter Srheiterholz aber werden in den Siedhäu- 
sern zu Rottenmünster 41 Ctr., und in denen zu Schwenningen 38 Ctr. 
Kochsalz gewonnen. 
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1 V» Thlr. pro Zollcentner hiefür berechnet. Die Differenz in den 
Productionskosten der Werke eines und desselben Staats zeigt 
das angeführte Beispiel von Kurhessen. 

Was nach Abzug der privatwirthschaftlichen Factoren von 
den Salzpreisen der deutschen Zollvereinsstaaten übrig bleibt, ist 
zunächst die Gebühr aus dem Salzregal, dann der Mono- 
polgewinn oder die eigentliche Salzsteuer. Diese 
beiden kann man als die staatswirthschaftlichen Factoren 
jener Salzpreise bezeichnen. 

Die Gebühr aus dem Salzregal fällt dem Staate kraft 
desjenigen Hoheitsrechts zu, nach welchem in seinem Gebiete 
kein Privatmann ohne besondere landesherrliche Erlaubniss Salz- 
werke soll betreiben dürfen. Da, wo der Staat eine solche Er- 
laubniss überhaupt nicht ertheilt, sich vielmehr den Betrieb der 
Salinen selbst vorbehalten hat, kommt diese Gebühr allerdings 
mit dem Monopolgewinne zusammen zur Erhebung; und auch in 
den übrigen Staaten wird eine solche wohl nur desshalb nicht 
ausdrücklich und ausgesprochenermaassen angesetzt, weil die- 
selbe, der Natur der Sache nach, bei dem factisch gezwungenen 
Verkaufe aller zum Absatz im Inlande bestimmten Producte der 
Privatsalzwerke zunächst an die Regierung, sofort mittelst einer 
Steigerung der contractlichen Lieferungspreise auf die letztere 
wieder übergewälzt werden würde. Die Ausscheidung einer 
derartigen Gebühr, für den Augenblick allerdings bedeutungslos, 
konnte desshalb auch oben bei der Aufführung der salinischen 
und salzsteuerlichen Verhältnisse der einzelnen Zollvereinsstaaten 
nicht versucht werden. Principiell aber musste hier wenig- 
stens auch auf diesen Factor in jenen Salzpreisen im allgemeinen 
aufmerksam gemacht werden. 

Der letzte Factor endlich ist die S a 1 z s t e u e r selbst. Nach 
dem bisher Angeführten ist ihr Betrag bedingt einerseits von der 
Höhe der Salzpreise , andrerseits von dem Verhältnisse, in wel- 
chem die übrigen Factoren hieran participiren. Schon desshalb 
muss daher auch sie in den einzelnen Vereinstaaten verschieden 
hoch sein. So habe ich z. B. oben den Betrag der Salzsteuer 
pro Zollcentner in Bayern mit 1 Thlr. 12,2 Sgr. , im Grossherzog- 
thum Hessen mit 1 Thlr. 14 Sgr. (2 1 /* FL), in Württemberg 
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mit l 2 /a— 2 Thlm. , in Baden mit 2 Thlrn. und in Preussen mit 
2 Thlrn. 2 Sgr. angegeben. Ich füge bei, dass nach einer Notiz 
v. Redens x ) die Salzsteuer in Frankfurt a/M. sich auf 1 Kr. 
per Zollpfund, also ungefähr mit 1 Thlr. per Zollcentner berechnen 
soll. Der gleiche Betrag würde sich für die in dem Preise des 
württembergischen Steinsalzes enthaltene Abgabe herausstellen. 
In den Staaten aber, welche kein Salzmonopol haben, sondern 
die Salzsteuer als solche von dem inländischen Absätze der Sa- 
linen erheben, fanden wir einen Steuersatz von 12 1 /« Sgr. per 
Centner. 

Noch ist zu beachten , dass auch auf der Salzsteuer gewisse 
Ausgaben lasten. Indem die Regierungen in den meisten 
derjenigen Zollvereinsstaaten, welche das Salzmonopol haben, es 
auf sich nahmen, dafür zu sorgen, dass Sämmtliche Landestheile 
ihr Salz zum gleichen Preise erhalten können, ist denselben 
der Aufwand für die Versendung des Salzes zugefallen. Gewisser- 
maassen lässt sich die Sache auch so ansehen, dass die ent- 
fernter liegenden Districte auf Kosten der den Salinen näheren 
Bezirke besalzt werden ; und man hat daher z. B. in Württem- 
berg und Hohenzollern eine Vermittlung durch Gewährung niedri- 
gerer Preise beim directen Bezug des Salzes von den Salinen 
gesucht. Allein in Wahrheit fällt die Ausgabe doch zunächst 
dem Monopolgewinn zur Last , welcher eben bei den entfernteren 
Landestheilen nicht ganz so hoch bleibt, als er sich bei dem 
um die Salinen gelegenen Bezirke ergibt. Diess wenigstens 
in soweit, als der Versandt des Salzes nicht schon, nach 
dem vorn Bemerkten, aus merkantilischen Rücksichten zu be- 
werkstelligen war. — Weiter belasten den Steuerertrag die 
etwaigen Regiekosten, welche aber bei dem Zusammenhange 
der Regie bald mit dem Steuerorganismus , bald mit der Salinen- 
verwaltung der einzelnen Staaten nur schwer klar zu stellen 
sein würden. 

Nach all' diesem bestehen nun hier noch manche weniger künst- 
liche Zustände. Fassen wir es noch einmal kurz zusammen. Die 
überwiegende Mehrzahl der Zollvereinsstaaten , von diesen wieder 
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die meisten selbst Eigenthümer der in ihren betreffenden Gebieten 
betriebenen Salinen, hat sich im eigenen Lande den Alleinver- 
kauf des Salzes aus erster Hand vorbehalten und erhebt nun 
hiebei zugleich mit und in dem Salzpreise eine beträchtliche 
Steuer. Die Gewinnungskosten des Salzes in den einzelnen Salz- 
werken , die von den Regierungen angesetzten Preise beim ersten 
Verkaufe, wie die von denselben in den meisten Fällen bestimmten 
Maximalpreise beim Kleinhandel, endlich die in den Preisen 
enthaltenen Steuerbetreffe sind aber überall nicht gleich , differiren 
vielmehr zum Theil nicht unerheblich. 

Um daher ihren eigenen Salinen den Absatz in ihren be- 
treffenden Staatsgebieten zu sichern und von denselben die Con- 
currenz vielleicht billiger fabricirender und zu einzelnen Landes- 
theilen günstiger gelegener auswärtiger Werke abzuwehren, mehr 
aber noch um dritte Staaten oder fremde Salzhändler an einer 
Theilnahme bei dem Monopolgewinne, welchen die betreffenden 
Staaten selbst mittelst des Steuerzuschlags im Salzpreise bei ihren 
Angehörigen machen wollen , soweit nur irgend möglich zu ver- 
hindern, schliessen sich die einzelnen Zollvereinsstaaten gegen- 
einander, wie gegen das Vereinsausland, im Salzverkehre völlig 
ab, erlassen gegenseitige Einfuhrverbote, und stellen auch die 
Versandte und Transporte von Salz im Innern ihrer betreffenden 
Staatsgebiete unter lästige Controlen. Aus Rücksicht für ihr 
Steuergefäll haben endlich auch die zum Hannöverisch-Oldenburg'- 
schen Salzsteuergebiet gehörigen Staaten die Einbringung fremden 
Salzes dahin untersagt. 

Auf diese Weise erscheinen nun die Hemmnisse des freien 
Verkehrs mit Salz zwischen den einzelnen Zollvereinsstaaten 
einigermaassen gerechtfertigt; zum mindesten ist es erklärt, wie 
und warum sie entstanden, warum sie bis daher belassen wor- 
den sind. 

Soll desshalb für die Zukunft an deren Beseitigung gedacht 
werden, so müsste bei der Ursache ihres Bestandes, bei den 
Salzsteuersystemen der einzelnen Zollvereinsstaaten mit der Weg- 
räumung der Anfang gemacht werden. Wie dies zu bewerk- 
stelligen sein möchte , darüber seien mir zum Schlüsse noch 
einige Andeutungen gestattet. 
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Der Ertrag der Salzsteuern sämmtlicher Zollvereinsstaaten 
im Ganzen wird zur Zeit mit 9 Millionen Thalern nicht 
zu hoch veranschlagt sein. Wie dem auch sei, jedenfalls ist 
die in Frage kommende Summe zu bedeutend, als dass die ein- 
zelnen Staaten ihre betreffenden Antheile hieran ohne Weiteres 
aufgeben, als dass für den etwaigen Ausfall in den einzelnen 
Budgets ein Ersatz derselben aus einer an und für sich ange- 
messeneren Steuerquelle so leicht aufgefunden werden könnte. 
Die Vorfrage, ob überhaupt eine Salzsteuer oder 
nicht, betrachte ich daher für die Zollvereinsstaaten zur Zeit 
wenigstens als eine entschiedene , von einem Verzichte auf diese 
Steuer seitens der letzteren könnte es sich unter den gegen- 
wärtigen Umständen wohl überhaupt nicht handeln. 

Es bleibt also nur eine Untersuchung über das Wie übrig. 
Hier scheint mir nun so viel ebenfalls klar zu sein, dass eine 
Aufhebung jener Schranken zwischen den einzelnen Landen der 
Zollvereinsstaaten nur von der Einführung eines gemein- 
schaftlichen und gleichen Steuersystems und der 
Gemeinschaftlichkeit des Steuerertrags zu erwarten 
ist. Die Salzsteuer müsste zu einer gemeinsamen Ange- 
legenheit des Zollvereins erklärt werden. Da und dort, 
haben wir gesehen, liegen die Anfänge einer Annäherung der 
Steuersätze schon vor, und die Erhebungsfonnen der Steuer 
sind schon jetzt mannigfach ähnlich und verwandt. Einzelne 
Vereinsstaaten unter sich haben sich auch schon jetzt über ein 
gemeinschaftliches System und über die Theilung des Ertrags 
geeinigt. Möglich ist also die Sache wohl. 

Allein so ganz leicht erscheint sie denn doch nicht , und ich 
muss zugeben, dass hiebei allerlei Bedenken noch zu erörtern 
sein würden , ganz abgesehen von der Wahl der Steuerform und 
des Steuersatzes , — insbesondere die verschiedenen Consum- 
tionsverhältnisse und die Schwierigkeit, hienach den rechten 
Theilungsmaassstab zu treffen, die Gefährdung der Existenz viel- 
leicht der einen oder andern Saline , u. a. m. Ich glaube aber 
auch , dass die Lösung mancher dieser Bedenken "leichter werden 
würde, wenn wir die Frage wegen der Einführung einer gemein- 
schaftlichen Salzsteuer verallgemeinern und die Herstellung eines 
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gemeinsamen Abgabensystemes bezüglich aller 
Verzehrungs- und Verbrauchssteuern im Zollver- 
eine überhaupt ins Auge fassen wollten. Es wird mir, wie 
ich hoffe, vielleicht möglich werden, auch hierüber in diesen 
Blättern meine Ansicht niederzulegen. Für jetzt, wo wir es nur 
mit der Salzsteuer zu thun haben, mögen wenige Worte noch 
genügen. 

Bei der Einführung einer gemeinschaftlichen Salzsteuer wäre 
wohl zunächst zu berücksichtigen, dass sich verschiedene Stände- 
versammlungen, insbesondere in den südlichen Vereinsstaaten, 
schon wiederholt angelegentlichst für eine Herabsetzung der Salz- 
regiepreise ausgesprochen haben. Eine Erhöhung der gemein- 
schaftlichen Steuer über deren gegenwärtigen durchschnittlichen 
Betrag würde daher dort Schwierigkeiten finden. Als Maxi mai- 
satz der künftigen gemeinschaftlichen Salzsteuer würde daher ein 
Betrag von ungefähr l 2 /3 Thlr. für das Kochsalz in Rechnung 
zu nehmen sein. 

Weiter dürfte in Erwägung gezogen werden, ob nicht zu 
Gunsten der ärmeren Volksklassen das im Zollvereine jetzt mehr- 
fach gewonnene unversottene Steinsalz, wie diess zur Zeit 
nur in Württemberg und in Hohenzollern der Fall, mit einer 
niedrigeren Steuer, als das raffinirte Kochsalz belegt werden sollte. 
Ich würde hiefür, nach dem Verhältnisse jenes Steuersatzes von 
l 2 /s Thlr. für das Kochsalz, einen Satz von 1 Thlr. vorschlagen. 
Die principiellen Bedenken gegen die Salzsteuer an und für sich 
würden damit wenigstens theilweise beseitigt ; die Abgabe würde 
sich weniger als eine Kopfsteuer äussern. 

Was sodann die Wahl der Erh ebungsfor m für die ge- 
meinschaftliche Abgabe vom Salz betrifft, so könnte daran ge- 
dacht werden , das S a 1 z m o n o p o 1 als ein gemeinschaftliches 
beizubehalten. Sämmtliche Salzwerke innerhalb des Zollvereins 
würden der gemeinschaftlichen Regieverwaltung gegenüber als 
Privatsalinen zu behandeln sein. Innerhalb des Vereins dürften 
solche ihre Producte nur an die Regieverwaltung verkaufen, letz- 
tere wäre aber nicht unbedingt an ihre Offerte gebunden. Nach 
dem Auslande stünde den Salinen der Salzhandel frei. Das zu 
Deckung des vereinsländischen Bedarfs weiter erforderliche Salz 
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hätte die Regieverwaltung auf den auswärtigen Märkten aufkaufen 
zu lassen. — Für den freien Verkehr mit Salz innerhalb des Ver- 
eins wäre aber hiebei wenig gewonnen. Auch bei der genauesten 
Bewachung der Grenze und der Salinen , und trotz der Garantie, 
welche für die wirkliche Ablieferung des sämmtlichen für das 
Inland bestimmten Erzeugnisses der letzteren an die Regie- 
verwaltung noch darin liegt, dass die meisten Salinen im 
Eigenthum der Vereinsstaaten selbst sich befinden, wäre eine 
vielfache Controle und Belästigung der Salztransporte innerhalb 
des Zollvereins nicht zu vermeiden. Und gewiss würde die 
Einrichtung der Regieverwaltung grosse Kosten verursachen, 
sofern von derselben überall im Vereine Depots angelegt und 
durch sie wenigstens noch die Zwischenhändler bestellt werden 
müssten. Gegenüber von diesen Kosten käme der anscheinende 
Vortheil gleicher Salzpreise für sämmtliche Vereinsstaaten kaum 
in Betracht. 

Dagegen wäre es nach meiner Ansicht leichter, im Zollver- 
eine die Verzehrungssteuer vom Salze in Form einer A c c i s e, 
beziehungsweise als Zoll, d.i. in der Weise einzurichten, dass 
solche in dem Augenblicke der Abgabe des Salzes aus den Sa- 
linen oder aus deren Salzmagazinen, beziehungsweise bei der 
Einfuhr des Salzes über die Vereinsgränze zur Erhebung ge- 
bracht würde. Der Salzhandel im Zollvereine und der Verkehr mit 
Salz könnte dabei freigegeben und die Bestimmung der Salzpreise 
der freien Concurrenz überlassen werden. Es ist diess im We- 
sentlichen der gleiche Vorschlag, den auch von Thielau a. a. 0. 
im Jahr 1851 veröffentlicht hat, wesshalb ich mir erlaube, auf 
dessen nähere Ausführungen hier zu verweisen. 

Einzelne der Vereinsstaaten würden hiebei allerdings ver- 
lieren und der Betrieb der einen oder andern Saline vielleicht 
nur mit Opfern fortgesetzt werden können. Was solche Staaten 
aber etwa als Eigenthümer der Salzwerke einbüssen würden, 
käme ihnen durch den höheren Steuerertrag wieder in etwas zu 
gut, welcher gerade diesen Staaten von den gemeinschaftlichen 
Einkünften zufallen müsste. 

Unbestreitbar, wenn auch unmessbar, wäre jedoch für alle 
Vereinsstaaten und Vereinsangehörigen der Gewinn aus der Frei- 
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gebung des Salzverkehrs selbst. Die Regierungen der 
einzelnen Vereinsstaaten würden damit ihre an die Spitze der 
Verträge gestellte Absicht aufs neue bewähren, den gegenseitig 
freien Handel und gewerblichen Verkehr zwischen ihren Staaten 
zu fördern, die Nation aber hätte in der Entfernung jener Schran- 
ken einen neuen Fortschritt nach ihrer Einigung auch auf dem 
wirthschaftlichen Gebiete zu begrüssen. 



